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I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

30. Juli 2003

(2003/C 180/01)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,142

JPY Japanischer Yen 136,97

DKK Dänische Krone 7,4312

GBP Pfund Sterling 0,7044

SEK Schwedische Krone 9,178

CHF Schweizer Franken 1,5494

ISK Isländische Krone 87,58

NOK Norwegische Krone 8,2065

BGN Bulgarischer Lew 1,9466

CYP Zypern-Pfund 0,58754

CZK Tschechische Krone 31,983

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 263,38

LTL Litauischer Litas 3,4532

Währung Kurs

LVL Lettischer Lat 0,6504

MTL Maltesische Lira 0,428

PLN Polnischer Zloty 4,374

ROL Rumänischer Leu 37 247

SIT Slowenischer Tolar 234,66

SKK Slowakische Krone 41,835

TRL Türkische Lira 1 631 000

AUD Australischer Dollar 1,7373

CAD Kanadischer Dollar 1,5922

HKD Hongkong-Dollar 8,9065

NZD Neuseeländischer Dollar 1,9526

SGD Singapur-Dollar 2,0058

KRW Südkoreanischer Won 1 347,45

ZAR Südafrikanischer Rand 8,4333

___________
(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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Mitteilung für die in der Gemeinschaft ansässigen Einführer bestimmter Waren mit Ursprung in
der Volksrepublik China, die Gegenstand mengenmäßiger Kontingente sind

(2003/C 180/02)

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 520/94 des Rates
vom 7. März 1994 zur Festlegung eines Verfahrens der ge-
meinschaftlichen Verwaltung mengenmäßiger Kontingente (1)
wird den Einführern in der Gemeinschaft Folgendes zur Kennt-
nis gebracht:

1. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1351/2003 (2) legte die
Europäische Kommission spezifische Verfahren für die Verwal-
tung der nicht genutzten Mengen bestimmter mengenmäßiger
Gemeinschaftskontingente, die der Rat gegenüber der Volks-
republik China mit der Verordnung (EG) Nr. 519/94 (3) einge-
führt hatte, im Jahr 2004 fest.

2. Die Verwaltung dieser Kontingente erfolgt nach der Me-
thode der Aufteilung unter Berücksichtigung der traditionellen
Handelsströme (Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) der Verord-
nung (EG) Nr. 520/94). In Anwendung dieser Methode werden
die Kontingente in jeweils zwei Teile aufgeteilt, wobei ein Teil
den traditionellen Einführern vorbehalten ist und einer den
nicht traditionellen Einführern zusteht. Die Aufteilung des
den nicht traditionellen Einführern vorbehaltenen Teils des
Kontingents erfolgt anteilmäßig nach den beantragten Mengen;
die Menge, die ein nicht traditioneller Einführer beantragen
kann, darf die Menge oder den Wert nicht übersteigen, die
bzw. der sich für jede Ware aus Anhang I dieser Mitteilung
ergibt.

Als traditionelle Einführer gelten diejenigen, die nachweisen
können, dass sie die Ware, für die die betreffenden Kontingente
bestehen, in den Kalenderjahren 1998 oder 1999 in die Ge-
meinschaft eingeführt haben.

3. Um an der Zuteilung dieser Kontingente teilzunehmen,
kann jeder Einführer unabhängig von dem Sitz seines Unter-
nehmens in der Gemeinschaft bei den zuständigen Behörden
eines Mitgliedstaats seiner Wahl für jedes Kontingent einen
einzigen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung stellen, der
in der oder den Amtssprachen dieses Mitgliedstaats abgefasst
ist. Die zuständigen Behörden sind in Anhang II dieser Mittei-
lung aufgeführt.

4. Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 738/94 der
Kommission vom 30. März 1994 zur Festlegung von Durch-
führungsvorschriften zu der Verordnung (EG) Nr. 520/94 des
Rates (4) enthält der Genehmigungsantrag nur die nachstehen-
den Angaben:

a) Namen und vollständige Anschrift des Antragstellers (ein-
schließlich Telefon- und Faxnummer und der etwaigen
Kennnummer bei den zuständigen einzelstaatlichen Behör-
den) sowie eine Mehrwertsteuernummer, falls er mehrwert-
steuerpflichtig ist;

b) Kontingentszeitraum, d. h. „Januar bis April 2004“;

c) gegebenenfalls Namen und vollständige Anschrift des An-
melders oder des Vertreters des Antragstellers (einschließlich
Telefon- und Faxnummer);

d) Bezeichnung der Waren mit Angabe:

— ihrer Handelsbezeichnung,

— des KN-Codes, unter den sie fallen,

— ihres Ursprungs und ihrer Herkunft;

e) beantragte Mengen, ausgedrückt in der für die Festsetzung
des Kontingents verwendeten Einheit;

f) Aufteilung der beantragten Mengen nach verschiedenen KN-
Codes, wenn der Genehmigungsantrag sich auf Schuhe be-
zieht und wenn das mengenmäßige Kontingent zwei ver-
schiedene KN-Codes umfasst;

g) folgende vom Antragsteller datierte und unterschriebene Er-
klärung, wobei sein Name in Großbuchstaben ausgeschrie-
ben sein muss:

„Ich, der Unterzeichnete, bescheinige hiermit, dass die An-
gaben in diesem Antrag richtig sind und in gutem Glauben
gemacht wurden, dass ich in der Europäischen Gemein-
schaft ansässig bin, dass es sich bei diesem Antrag um
den einzigen Antrag handelt, der von mir oder in meinem
Namen in Bezug auf das Kontingent für die in diesem An-
trag beschriebenen Waren gestellt wurden.

Ich verpflichte mich, die Genehmigung der ausstellenden
Behörde spätestens binnen zehn Arbeitstagen nach Ablauf
der Genehmigung zurückzugeben.“

5. Um an der Zuteilung der für die traditionellen Einführer
bestimmten Teile der Kontingente teilzunehmen, fügen die Ein-
führer ihrem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung beglau-
bigte Abschriften der Originale der Anmeldungen zum zoll-
rechtlich freien Verkehr bei, die entweder im Kalenderjahr
1998 oder im Kalenderjahr 1999 auf ihren Namen oder gege-
benenfalls auf den Namen des Wirtschaftsbeteiligten, dessen
Tätigkeit sie übernommen haben, ausgestellt wurden und die
die Überführung der Waren mit Ursprung in der Volksrepublik
China, die Gegenstand des von dem Genehmigungsantrag be-
troffenen mengenmäßigen Kontingents sind, in den zollrecht-
lich freien Verkehr betreffen.

Als Alternative kann der Antragsteller seinem Genehmigungs-
antrag für die Einfuhren der betreffenden Ware, die von ihm
oder gegebenenfalls von dem Beteiligten, dessen Firma er über-
nommen hat, entweder im Kalenderjahr 1998 oder im Kalen-
derjahr 1999 getätigt worden sind, einen Nachweis beifügen,
der von den zuständigen nationalen Behörden anhand der ih-
nen zur Verfügung stehenden Zollangaben ausgestellt und be-
scheinigt worden ist.

Als Alternative können Antragsteller, denen gemäß dem Ge-
meinschaftsrecht für Waren, die unter das mengenmäßige Kon-
tingent des Genehmigungsantrags fallen, bereits Einfuhrgeneh-
migungen erteilt wurden, ihren Genehmigungsanträgen eine
Kopie ihrer vorherigen Genehmigungen beifügen. In diesem
Fall ist in den Anträgen auf Erteilung einer Einfuhrgenehmi-
gung das Gesamtvolumen der 1998 oder 1999 tatsächlich ge-
tätigten Einfuhren der betreffenden Ware anzugeben.
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6. Bei einem Antrag auf Zuteilung des für die nicht tradi-
tionellen Einführer vorbehaltenen Teils dürfen Wirtschaftsbetei-
ligte, die als verbundene Personen im Sinne des Artikels 143
der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission des Ra-
tes (1) (mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung
(EWG) Nr. 2913/92 (2) zur Festlegung des Zollkodex) gelten,
nur einen einzigen Antrag auf Erteilung einer Einfuhrgenehmi-
gung für die in diesem Antrag genannten Waren stellen. Neben
der Erklärung gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe g) der
Verordnung (EG) Nr. 738/94 enthält der Genehmigungsantrag
für die den nicht traditionellen Einführern vorbehaltenen Teile
des Kontingents eine Erklärung, dass der Antragsteller mit kei-
nem der anderen Wirtschaftsbeteiligten, die ebenfalls einen An-
trag für den betreffenden Teil des Kontingents stellen, verbun-
den ist.

7. Die Anträge auf Erteilung von Einfuhrgenehmigungen
können ab dem Tag nach der Veröffentlichung der Verordnung
(EG) Nr. 1351/2003 im Amtsblatt der Europäischen Union bis
zum 20. September 2003, 15.00 Uhr Brüsseler Zeit, gestellt
werden.

(1) ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1.
(2) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1.

8. Für die Kontingente, die Gegenstand dieser Mitteilung
sind, sind folgende Verordnungen maßgebend.

— Verordnung (EG) Nr. 520/94 des Rates vom 7. März 1994
(ABl. L 66 vom 10.3.1994, S. 1).

— Verordnung (EG) Nr. 519/94 des Rates vom 7. März 1994
(ABl. L 67 vom 10.3.1994, S. 89).

— Verordnung (EG) Nr. 138/96 des Rates vom 22. Januar
1996 (ABl. L 21 vom 27.1.1996, S. 6).

— Verordnung (EG) Nr. 738/94 der Kommission vom 30.
März 1994 (ABl. L 87 vom 31.3.1994, S. 47).

— Verordnung (EG) Nr. 983/96 der Kommission vom 31. Mai
1996 (ABl. L 131 vom 1.6.1996, S. 47).

— Verordnung (EG) Nr. 427/2003 des Rates vom 3. März
2003 (ABl. L 65 vom 8.3.2003, S. 1).

— Verordnung (EG) Nr. 1351/2003 der Kommission vom 30.
Juli 2003 (ABl. L 192 vom 31.7.2003, S. 8).

ANHANG I

Höchstmenge, die ein nicht traditioneller Einführer beantragen kann

Warenbezeichnung HS-/KN-Code Im Voraus festgelegte
Höchstmenge

Schuhe der HS-/KN-Codes ex 6402 99 (1) 5 000 Paar

6403 51
6403 59

5 000 Paar

ex 6403 91 (1)
ex 6403 99 (1)

5 000 Paar

ex 6404 11 (2) 5 000 Paar

6404 19 10 5 000 Paar

Gegenstände zum Tisch- und Küchengebrauch, aus Porzellan, des
HS-/KN-Codes 6911 10 5 Tonnen

Anderes keramisches Geschirr; andere keramische Haushalts-, Hygiene-
und Toilettengegenstände aus anderen keramischen Stoffen als Porzellan
des HS-/KN-Codes 6912 00 5 Tonnen

(1) Ausgenommen in Spezialtechniken hergestellte Schuhe: Schuhe mit einem cif-Preis je Paar von 9 EUR oder mehr, für Sportzwecke,
mit ein- oder mehrlagiger geformter Sohle, nicht gespritzt, aus synthetischen Stoffen, die insbesondere so beschaffen sind, dass sie
durch vertikale oder laterale Bewegungen verursachte Stöße dämpfen. Die Schuhe weisen besondere technische Merkmale auf, wie
gas- oder flüssigkeitsgefüllte hermetische Kissen, stoßabfedernde oder stoßdämpfende mechanische Komponenten oder Spezialwerk-
stoffe wie Polymere niedriger Dichte.

(2) Ausgenommen:
a) Schuhe mit nicht gespritzter Sohle, die für die Ausübung einer Sportart bestimmt und mit Dornen, Krampen, Klammern, Stollen

oder ähnlichen Vorrichtungen versehen oder für deren Anbringung hergerichtet sind;
b) in Spezialtechniken hergestellte Schuhe: Schuhe mit einem cif-Preis je Paar von 9 EUR oder mehr, für Sportzwecke, mit ein- oder

mehrlagiger geformter Sohle, nicht gespritzt, aus synthetischen Stoffen, die insbesondere so beschaffen sind, dass sie durch
vertikale oder laterale Bewegungen verursachte Stöße dämpfen. Die Schuhe weisen besondere technische Merkmale auf wie
gas- oder flüssigkeitsgefüllte hermetische Kissen, stoßabfedernde oder stoßdämpfende mechanische Komponenten oder Spezial-
werkstoffe wie Polymere niedriger Dichte.
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ANHANG II

Liste der zuständigen nationalen Behörden
BELGIQUE/BELGÏE

Service public fédéral économie, PME Classes
moyennes & énergie
Administration du potentiel économique
Politiques d'accès aux marchés, Service licences

Federale Overheidsdienst Economie, KMO,
Middenstand & Energie
Bestuur Economisch Potentieel
Markttoegangsbeleid, Dienst Vergunningen
Generaal Lemanstraat 60, Rue Général Leman 60
B-1040 Brussel/Bruxelles
Téléphone/Tel. (32-2) 206 58 16
Télécopieur/Fax (32-2) 230 83 22/231 14 84

DANMARK

Erhvervs- og Boligstyrelsen
Vejlsøvej 29
DK-8600 Silkeborg
Tlf. (45) 35 46 60 30
Fax (45) 35 46 64 01

DEUTSCHLAND

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA)
Frankfurter Straße 29—35
D-65760 Eschborn
Tel. (49) 619 69 08-0
Fax (49) 619 69 42 26/(49) 6196 908-800

GREECE

Ministry of Economy & Finance
General Directorate of Policy Planning & Implementa-
tion
Directorate of International Economic Issues
1, Kornarou Street
GR-Athens 105-63
Tel. (30-1) 328-60 31/328 60 32
Fax: (30-1) 328 60 94/328 60 59

ESPAÑA

Ministerio de Economía y Hacienda
Dirección General de Comercio Exterior
Paseo de la Castellana, 162
E-28046 Madrid
Tel. (34) 913 49 38 94/913 49 37 78
Fax (34) 913 49 38 32/913 49 37 40

FRANCE

Service des titres du commerce extérieur
8, rue de la Tour-des-Dames
F-75436 Paris Cedex 09
Téléphone (33-1) 55 07 46 69/95
Télécopieur (33-1) 55 07 48 32/34/35

IRELAND

Department of Enterprise, Trade and Employment
Licencing Unit, Block C
Earlsfort Centre
Hatch Street
Dublin 2
Ireland
Tel. (353-1) 631 25 41
Fax (353-1) 631 25 62

ITALIA
Ministero del Commercio con l'estero
DG per la Politica commerciale e la gestione del regime
degli scambi — Divisione VII
Viale America 341
I-00144 Roma
Tel. (39) 06 599 31 – 06 59 93 24 19 –
06 59 93 24 00
Fax (39) 06 592 55 56

LUXEMBOURG
Ministère des affaires étrangères
Office des licences
Boîte postale 113
L-2011 Luxembourg
Téléphone (352) 22 61 62
Télécopieur (352) 46 61 38

NEDERLAND
Belastingdienst/Douane
Engelse Kamp 2
Postbus 30003
9700 RD Groningen
Nederland
Tel. (31-50) 523 91 11
Fax (31-50) 523 22 10

ÖSTERREICH
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Außenwirtschaftsadministration
Abteilung C2/2
Stubenring 1
A-1011 Wien
Tel. (43) 1 711 00 0
Fax (43) 1 711 00 83 86

PORTUGAL
Ministério das Finanças
Direcção-Geral das Alfândegas e dos Impostos Especiais
sobre o Consumo, Edificio da Alfândega de Lisboa
Largo do Terreiro do Trigo
P-1100 Lisboa
Tel. (351-21) 881 4263
Fax (351-21) 881 4261

SUOMI/FINLAND
Tullihallitus/Tullstyrelsen
Erottajankatu/Skillnadsgatan 2
FIN-00101 Helsinki/Helsingfors
P./Tel. (358-9) 6141
F. (358-9) 614 28 52

SVERIGE
Kommerskollegium
Box 6803
S-113 86 Stockholm
Tfn (46-8) 690 48 00
Fax (46-8) 30 67 59

UNITED KINGDOM
Department of Trade and Industry
Import Licensing Branch
Queensway House
West Precinct
Billingham
TS23 2NF
United Kingdom
Tel. (44-1642) 36 43 33/36 43 34
Fax (44-1642) 53 35 57
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STAATLICHE BEIHILFE — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zur Beihilfe
C 52/03 (ex NN 45/03) — Umstrukturierungsbeihilfe für British Energy plc

(2003/C 180/03)

Mit Schreiben vom 23. Juli 2003, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat
die Kommission dem Vereinigten Königreich ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Maß-
nahmen das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten auf, sich innerhalb eines Monats nach dem Datum der Veröffent-
lichung dieser Zusammenfassung und des darauf folgenden Schreibens zu den Maßnahmen, derentwegen
die Kommission das Verfahren einleitet, zu äußern. Die Stellungnahme ist zu richten an:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion H
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 98 16

Alle Stellungnahmen werden dem Vereinigten Königreich übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt,
kann unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

I. VERFAHREN

Am 9. September 2002 hat die britische Regierung ein Ret-
tungsbeihilfenpaket für das britische Stromversorgungsunter-
nehmen British Energy plc („BE“) eingeführt. Am 27. November
2002 hat die Kommission beschlossen, keine Einwände gegen
das Vorhaben zu erheben (1). Danach hatten die britischen Be-
hörden bis zum 9. März 2003 Zeit, um einen Umstrukturie-
rungs- oder Liquidationsplan für BE vorzulegen oder nach-
zuweisen, dass die Beihilfe zurückgezahlt wurde. Am 7. März
2003 haben die britischen Behörden bei der Kommission einen
Umstrukturierungsplan angemeldet. Auskünfte wurden von der
Kommission zuletzt am 2. Mai 2003 erbeten und von den
britischen Behörden vorgelegt. Am 11. Juli 2003 teilten die
britischen Behörden der Kommission mit, dass sie die Notifi-
zierung als vollständig ansähen und dass sie gemäß Artikel 4
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates die
Maßnahmen in Kraft zu setzen beabsichtigten, falls die Kom-
mission nicht binnen 15 Tagen darüber entscheide.

II. BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN

Der Umstrukturierungsplan soll die Rentabilität von BE wieder-
herstellen, das sich seit September 2002 in Schwierigkeiten
befindet, insbesondere nach der Einführung der neuen Strom-
handelsregelungen in England und Wales.

Das Paket enthält sieben Maßnahmen:

A. Eine Zusage der britischen Regierung, die Finanzierung der
Entsorgung nuklearer Altlasten, insbesondere bezüglich der

Entsorgung der Brennstäbe, die vor der Umstrukturierung
und Stillegung der Kernkraftwerke von BE geladen wurden,
zu übernehmen. Der finanzielle Vorteil dieser Maßnahme
für BE wird auf 3,298 Mrd. GBP geschätzt.

B. Eine Neuverhandlung von Lieferverträgen für Brennstäbe
und Verträgen über die Entsorgung abgebrannter Brenn-
stäbe mit British Nuclear Fuel Limited (BNFL), die zu einer
Senkung der Preise führt, die BNFL BE für diese Dienstleis-
tungen berechnet. Der Vorteil dieser Maßnahme für BE ist
schwer abzuschätzen. Er könnte zwischen einigen Hundert
Millionen GBP und mehr als 1 Mrd. GBP liegen.

C. Die Vereinbarung eines Moratoriums für die Schuldenlast
von BE gegenüber seinen Hauptgläubigern, wie unter ande-
rem BNFL, einschließlich der Möglichkeit, dass auf einen
Teil dieser Schulden endgültig verzichtet wird. Die Einspa-
rungen von BE durch das Moratorium werden auf
642 Mio. GBP geschätzt.

D. Eine Reihe von Umschuldungsvereinbarungen mit den
Hauptgläubigern.

E. Die Einführung einer neuen Geschäftsstrategie für BE zur
Verbesserung der Absicherung gegen Firmenkunden-Strom-
preisschwankungen.

F. Den Verkauf von Vermögenswerten in Nordamerika, um
liquide Mittel zu erschließen.

G. Ein dreimonatiger Aufschub von etwa 4 Mio. GBP Körper-
schaftsteuern durch die lokalen Behörden.
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III. WÜRDIGUNG DER MASSNAHMEN

Zumindest ein Teil der betreffenden Maßnahmen wird von dem
Euratom-Vertrag erfasst, sodass sie auch danach zu beurteilen
sind. Dennoch fallen sie in dem Ausmaß, in dem sie nicht zur
Verwirklichung der Ziele des Euratom-Vertrages notwendig
sind beziehungsweise darüber hinausgehen, in den Anwen-
dungsbereich des EG-Vertrags.

Die Kommission stellt fest, dass der Umstrukturierungsplan BE
einen selektiven Wettbewerbsvorteil in einer Branche ver-
schafft, in der es innergemeinschaftlichen Handel gibt. Die
Maßnahmen A und G haben direkte Auswirkungen auf den
Haushalt der zentralen und lokalen britischen Behörden und
beinhalten somit staatliche Mittel. Es handelt sich daher um
staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag. Es ist auch möglich, dass Maßnahme B und — zumindest
teilweise — Maßnahme C insoweit aus staatlichen Mitteln ge-
währt wurden, wie das staatliche Unternehmen BNFL sich nicht
wie ein marktwirtschaftlich handelnder privater Geldgeber ver-
halten hat. Beim derzeitigen Kenntnisstand geht die Kommis-
sion davon aus, dass es sich bei diesen Maßnahmen ebenfalls
um staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-
Vertrag handelt.

Die Kommission hat die Beihilfe nach Maßgabe der Leitlinien
der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten (2) (nach-
stehend „Leitlinien“) geprüft.

Diese Prüfung ergab folgende Bedenken hinsichtlich der Ver-
einbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt:

— Die Kommission bezweifelt, dass der Plan zur Wiederher-
stellung der Rentabilität von BE innerhalb eines angemes-
senen Zeitraums führen wird. In der Tat haben einige der
Maßnahmen eine sehr lange Laufzeit (mindestens bis 2086).
Überdies ist die Verbesserung der Lage von BE anscheinend
allein auf externe Hilfen der Regierung und der Hauptgläu-
biger zurückzuführen und nicht auf eine materielle interne
Umstrukturierung. Falls es sich um eine staatliche Beihilfe
handeln sollte, könnte die Neuverhandlung der Preise für
Brennstablieferungen und die Entsorgung abgebrannter
Brennstäbe mit BNFL als dauerhafte Betriebsbeihilfe für
Kernkraftwerke angesehen werden, die mit der Anforde-
rung, dass BE nach Abschluss der Umstrukturierung auf
dem Markt aus eigener Kraft bestehen muss, ebenso unver-
einbar wäre wie mit dem Verursacherprinzip.

— Die Kommission hat Zweifel, ob die Beihilfe genehmigt
werden kann, ohne dass eine Ausgleichsmaßnahme vor-
gesehen ist, um die Auswirkungen auf die Wettbewerber
zu mindern. Sie räumt zwar ein, dass es wahrscheinlich
keine oder nur eine sehr geringe strukturelle Überkapazität
auf dem fraglichen Markt gibt. Angesichts des starken Wett-
bewerbs auf diesem Markt und des hohen Beihilfebetrags ist
es nach ihrem Dafürhalten jedoch wahrscheinlich, dass eine
Ausgleichmaßnahme erforderlich ist, damit die Beihilfe mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist, auch wenn diese
Ausgleichsmaßnahme keine unwiderruflichen Stilllegungen
von Kernkraftwerken vorsieht.

— Die Kommission bezweifelt, dass sich die Beihilfe auf ein
Mindestmaß beschränkt. Sie stellt in dieser Hinsicht fest,
dass der Plan einen Mechanismus vorsieht, nach dem BE

sich in Höhe eines Prozentsatzes seines freien Cash-flows an
den Umstrukturierungskosten beteiligt. Zurzeit kann die
Kommission angesichts der sehr ungewissen Höhe der Bei-
hilfen, die gewährt werden sollen, jedoch nicht beurteilen,
ob sich diese Beihilfe auf das Mindestmaß beschränkt.

Aus den dargelegten Gründen kommt die Kommission bei ih-
rem derzeitigen Kenntnisstand zu dem Schluss, dass zu bezwei-
feln ist, ob der Umstrukturierungsplan den Kriterien der Leit-
linien entspricht und ob die Maßnahmen, die von der briti-
schen Regierung zugunsten von BE durchgeführt wurden und
werden, als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen
werden können. Die Kommission hat daher beschlossen, das
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Diese Entscheidung greift einer Anwendung des Euratom-Ver-
trags nicht vor. Manche der Maßnahmen, insbesondere die
unter A und B vorgesehenen, müssen im Licht der Ziele des
Euratom-Vertrages beurteilt werden. Daher ersucht die Kom-
mission das Vereinigte Königreich um die Übermittlung sämt-
licher Informationen, die zu dieser Beurteilung eventuell sach-
dienlich sein könnten.

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 können
alle rechtswidrigen Beihilfen vom Empfänger zurückgefordert
werden.

WORTLAUT DES SCHREIBENS

„The Commission wishes to inform the United Kingdom that,
having examined the information supplied by your authorities
on the measures referred to above, it has decided to initiate the
procedure laid down in Article 88(2) of the EC Treaty, while in
particular examining to which extent measures A and B are
necessary to fulfil objectives of the Euratom Treaty.

I. PROCEDURE

1. On 9 September 2002, the United Kingdom (‘UK’)
Government put in place a rescue aid package for the
UK electricity company British Energy plc (‘BE’). The
Commission took a decision not to raise objection on
this case on 27 November 2002 (3). Under this
decision, the UK authorities had until 9 March 2003 to
submit a restructuring or liquidation plan for BE, or to
demonstrate that the aid had been repaid. On 7 March
2003, the UK authorities notified a restructuring plan to
the Commission. The submission by the UK Government
was registered under State aid NN 45/2003 since certain
restructuring measures possibly containing aid had
already entered into force. Further information dated 10
March 2003 was submitted and registered on 13 March
2003. A meeting between representatives of the
Commission and of the UK authorities took place on
28 March 2003. The Commission sent the UK authorities
a request for information on 21 April 2003, to which the
UK authorities replied on 2 May 2003. On 11 July 2003,
the UK authorities informed the Commission that they
considered the notification as complete, gave notice to
the Commission that they would implement the measures
unless the Commission took a decision about them in a
period of 15 working days, in application of Article 4(6)
of Council Regulation (EC) No 659/1999.
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II. DESCRIPTION OF THE MEASURES

2.1. Beneficiary of the aid

2.1.1. The British Energy plc group

2. BE is an electricity generator. It was privatised by the UK
authorities in 1996. Except for three special shares held
by the UK authorities (one in BE and one in each of its
two principal UK subsidiaries), BE is now wholly owned
by private investors.

3. At the time of privatisation the primary components of
BE's business were six nuclear power stations in England
and two nuclear power stations in Scotland. BE continues
to operate these stations which have a total registered
capacity of 9 820 MW, of which 7 281 MW is in
England and Wales (‘E & W’) and 2 539 MW is in
Scotland. BE is the only private-sector-owned operator
of nuclear power stations in the UK. It supplies electricity
to the wholesale market and to certain large industrial
and commercial (‘I & C’) customers but not otherwise by
retail.

4. Since privatisation, BE has entered into a 50:50 joint
venture in the United States of America (called
Amergen) to purchase and operate American nuclear
generating plants and acquired an 82,4 % interest in
the lease of Bruce Power LP in Ontario, Canada. In the
UK, BE acquired in 1999 the retail supply business of
South Wales Electricity (subsequently sold in 2000) and,
in 2000, the 1 970 MW Eggborough coal-fired station to
get greater flexibility and a measure of security against
outage of its nuclear plants.

5. Of the eight UK BE nuclear stations, seven are advanced
gas-cooled reactors (‘AGRs’), a design and technology
unique to the UK. The eighth, Sizewell B, is a pressurised
water reactor (‘PWR’), a design and technology widely
adopted internationally.

6. BE's principal UK subsidiaries are:

— British Energy Generation Ltd (‘BEG’), which owns
and operates the six nuclear power stations in
England and holds the supply licence for the direct
supply business,

— British Energy Generation (UK) Ltd (‘BEGUK’), which
owns and operates the two nuclear power stations in
Scotland,

— Eggborough Power (Holdings) Ltd (‘EPL’), which owns
and operates the Eggborough coal-fired power station
in England, and

— British Energy Power and Energy Trading Ltd
(‘BEPET’), which sells all of BE's output (other than
in relation to the direct supply business) and manages
market risks.

2.1.2. The recent developments

7. As a consequence of the substantial fall in electricity
prices in the market in which BE operates coupled with

BE's lack of hedging and the unplanned power station
outages, revenues generated by BE's power stations
decreased markedly during 2002. The high proportion
of non-avoidable costs (4) in BE's cost structure in its
nuclear power stations has also given it little opportunity
to respond to lower prices by reducing costs.

8. A price fall of GBP 8,56/MWh, that has occurred in the
last two years, is equivalent to an annual reduction of
income of GBP 642 million p.a. on output of 75 TWh
(the output of BE's power stations in the financial year).
Neither electricity trading contracts nor the direct sales
business has sufficiently mitigated the effect of this price
fall on BE's income.

9. As a result of these factors, BE's cash position
deteriorated significantly during the summer of 2002,
with cash balances reducing from GBP 231 million at
the beginning of April 2002 to only GBP 78 million at
the end of August 2002, with the decline accelerating
from the end of June 2002. In addition to the significant
reduction in cash balances, BE anticipated substantial
cash outflows in the period from September 2002 to
March 2003. These outflows included payments to
British Nuclear Fuel Limited (‘BNFL’) under its spent
fuel management contracts, significant capital expen-
diture at BE's Bruce Power facility in Canada and the
repayment of the first tranche of its bonds, due on 25
March 2003.

10. In September 2002, in the light of a failed bond offering
in the summer and concern about its ability to access its
undrawn bank facilities, BE's Board received on 5
September 2002 legal advice that the Company would
not be able to draw down credit facilities. Indeed, as the
directors would not be in the position to state that they
believe that the Company could repay them, drawing
down these facilities would have been equivalent to
trading without any reasonable prospect of avoiding
insolvent liquidation. This led BE to seek financial
support from the UK authorities in order to avoid
insolvency proceedings. That financial support was
approved as rescue aid by the aforementioned
Commission decision of 27 November 2002.

11. As is underlined in the said Commission decision, the UK
Government undertook to notify a liquidation or a
restructuring plan or proof that the facilities have been
reimbursed in full and/or that the guarantee has been
terminated to the Commission no later than six months
after the rescue aid has been authorised. On 7 March
2003, the UK Government notified BE's restructuring
plan to the Commission.

2.2. The restructuring plan

2.2.1. Origin of BE's difficulties

12. The UK Government has identified the origin of BE's
difficulties to be as follows.
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BE's unhedged position

13. Unlike the other large private sector generating
companies, BE does not own a retail customer business
that provides a natural hedge for its wholesale electricity
price risk. BE instead sells its electricity primarily in the
wholesale market and a small share to large I & C
Consumers.

14. BE's position in the market for retail supply to large I & C
Consumers did not provide a hedge against the fall in
wholesale prices. This market has been fully open to
competition since 1994. It is competitive with price
sensitive consumers. Prices in this market have also
fallen. These are largely passed directly through to
customers. Accordingly, there has been no increase in
retail margins to offset the effects of falling wholesale
prices.

BE's high proportion of non-avoidable costs

15. The cost structures of nuclear plants are characterised by
very high non-avoidable costs and low avoidable costs (5).

16. Some of BE's non-avoidable costs are unique to nuclear
power stations. Firstly, nuclear decommissioning
liabilities are unrelated to output, except in respect to
their timing, which is based on the timing of station
closures. Secondly, spent fuel management costs — the
costs of reprocessing, storage and final disposal of spent
fuel — are also not avoidable for fuel that has already
been loaded into the reactor.

17. On the other hand, avoidable costs of nuclear plants are
below those of other plants on the system, including
other baseload power stations.

18. The fall in market prices has led to a large reduction in
the margin BE earns above its avoidable costs.
Consequently the funds available to meet its high
non-avoidable costs, being mainly financing costs and
nuclear liabilities arising from past actions, have been
greatly reduced. This has led to difficulties in meeting
payments to creditors, which has required a financial
restructuring of the business.

19. In addition to long term non-avoidable costs arising from
the nuclear liabilities, BE also suffered from high shorter
term non-avoidable costs in the form of financing
expenses, increased as a result of its return of capital to
shareholders and its Eggborough and North American
acquisitions, and the cost of out-of-the-money power
purchase agreements.

Significant unplanned outages at BE's nuclear stations

20. BE's loss of income following the drop in electricity
wholesale prices was further exacerbated by significant
unplanned outages at BE's Torness 2 and Dungeness B
stations. On 13 August 2002, BE announced that,
following the unplanned outages at Torness, the target
for nuclear output in the UK had been reduced from
67,5 TWh to 63 TWh (± 1 TWh).

2.2.2. The restructuring measures

21. The restructuring package consists in the following seven
measures, that were agreed between BE, its major
creditors (including the publicly owned nuclear fuel
processing company BNFL), and the UK Government:

— measure A: measures linked to the funding of nuclear
liabilities,

— measure B: measures concerning fuel cycle agreed
with BNFL,

— measure C: standstill measures,

— measure D: significant creditors restructuring package,

— measure E: introduction of a new trading strategy,

— measure F: asset disposals to help finance the restruc-
turing,

— measure G: local tax deferrals.

22. These measures are described in further detail below.

Measure A: measures linked to the funding of nuclear
liabilities

The nuclear liabilities

23. Nuclear liabilities arise primarily from the need to
reprocess or store and ultimately dispose of spent
nuclear fuel (‘back-end liabilities’) and from the need to
decommission nuclear power stations at the end of their
commercial lives (‘Decommissioning Liabilities’).

24. For some of the back-end liabilities, BE has contracts for
the provision of spent fuel management services by BNFL
(‘contracted liabilities’). Contracted liabilities represent
amounts that BE is contractually liable to pay to BNFL
in the future for the reprocessing and/or storage of AGR
spent fuel and other services in connection with the
management of the spent fuel. The contracts cover repro-
cessing and storage of spent fuel and associated waste
products for the lifetime fuel arisings of the AGR
stations up to at least 2 038 or 2 086. These contracts
are primarily for a fixed price with all the technical risks
associated with the storage and reprocessing of spent
nuclear fuel residing with BNFL. Title to all spent fuel
and most associated wastes remains with BE throughout
the life of the contracts.

25. There are other back-end liabilities, which may or may
not be associated with the same spent fuel, for which no
contract for services currently exists (‘uncontracted
liabilities’). Uncontracted liabilities principally relate to
final disposal of spent fuel, plutonium, uranium and
wastes arising from the reprocessing of AGR fuel, the
storage and final disposal of spent PWR fuel, including
the construction of a dry store at Sizewell B, and the
storage and disposal of operational wastes.

26. Decommissioning liabilities relate to the costs of
defuelling, decontamination and dismantling of the
nuclear power stations after the stations have ceased to
generate electricity. Normally decommissioning is
described as three stages:
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— stage 1: defuelling the reactor shortly after station
closure and removing the fuel from the power
station,

— stage 2: dismantling redundant ancillary buildings and
making the reactor complex secure and weather
proof, following which it is maintained and
monitored, usually over long periods, and

— stage 3: dismantling the reactor to allow the site to be
reused (at least 85 years after the end of generation
for AGR stations and up to 50 years for PWR
stations).

27. Until now several arrangements have been put in place
for funding the nuclear liabilities. At the time of privati-
sation, a separate fund, the Nuclear Decommissioning
Fund (‘NDF’) was established in the form of a company
limited by shares owned by an independent trust. Its
purpose has been to accumulate a segregated fund, to
be applied to discharge part of the decommissioning
liabilities. Funding of all other nuclear liabilities has
been expected to be met out of operational cash flows
from BE's ongoing business. However as a consequence
of the fall of BE's revenues, these existing arrangements
are not sufficient for the funding of nuclear liabilities.

28. The UK Government has included in its restructuring
plan a number of instruments in order to take on the
financial responsibility for at least part of the nuclear
liabilities funding. These new instruments will be estab-
lished along with new arrangements for the contribution
of funds by BE towards the nuclear liabilities costs
together with the management of BE's nuclear liabilities.

The creation of a new fund

29. The restructuring plan provides for the existing NDF to
be enlarged into, or supplemented by, a new fund, the
nuclear liabilities fund (‘NLF’). The NLF is intended to be a
company limited by shares owned by an independent
trust. The NLF is intended to meet the costs of uncon-
tracted liabilities for:

— all AGR fuel that has been loaded into BE's reactors
prior to the date where all the conditions precedent
to the restructuring are fulfilled, including the
Commission decision on the Restructuring plan (‘the
restructuring effective date’) for all PWR fuel, as well
as the storage and disposal of operational wastes from
the power stations,

— all stage 1 decommissioning liabilities of BE, and

— all stage 2 and 3 decommissioning liabilities of BE to
the extent that the accrued value of the NDF is insuf-
ficient to meet the stages 2 and 3 decommissioning
liabilities as payments fall due.

30. Once the restructuring is put in place, BE will contribute
to the NLF/NDF, in paying:

— fixed decommissioning contributions of
GBP 20 million per annum — indexed to the retail
price index (‘RPI’) — but tapering off as stations close,

— GBP 150 000, indexed to RPI, for every tonne of
PWR fuel loaded into the Sizewell B reactor after

the date where all the conditions precedent to the
restructuring effective date. According to the UK
authorities GBP 150 000 per tonne is comparable to
international costs for spent fuel management,

— GBP 275 million of new bonds to the NFL. The terms
of the new bonds have not been finalised yet but they
will be high ranking and unsecured,

— payments initially amounting to 65 % of BE's
consolidated net cash flow after tax and financing
costs and after funding cash reserves (‘the NLF
payments’). The trustees of the NLF will also have
the right, from time to time, to convert all or part
of the NLF payments into a number of ordinary
shares of BE. For so long as these shares were held
by the NLF, they would be non-voting to the extent
they would otherwise carry 30 % or more of the
voting rights of BE.

31. The percentage of cashflow on which the NLF payments
are based may be adjusted from time to time on a fair
and reasonable basis, so that shareholders benefit from
retained cash flow and proceeds of new subscriptions for
shares of BE and so that the NLF and shareholders are
not adversely affected by any demerger, issue of securities
to shareholders or other corporate actions.

32. Payment of the fixed contributions of GBP 20 million
per annum (indexed and tapering as stations close) to
the NLF or NDF for decommissioning liabilities will be
accelerated to a net present value basis (discounted at a
discount rate appropriate to the NLF or the NDF, as the
case may be) and become immediately due and payable
in the event of the insolvency of BEG or BEGUK. The
accelerated payment(s) will be guaranteed by all principal
companies in the BE Group and secured by charges on
their assets.

33. The trustees of the NLF will have no roles or duties apart
from the management of the fund and its investments
and making payments against qualifying expenditure.
This will include assessing whether it would be beneficial
for the NLF to defer any NLF payments or convert the
NLF payments into equity. The trustees of the NLF will
not have any powers to review liabilities, funding
requirements or set the contributions of BE.

Aid from the UK Government in relation to the funding of nuclear
liabilities

34. The UK Government will take the four following
measures in relation to the funding of nuclear liabilities.

UK Government assuming the responsibility for BE's
liabilities under historic spent fuel contracts

35. The UK Government undertakes to assume responsibility
for BE's liabilities under contracts between BE and BNFL
BNFL (the ‘historic spent fuel contracts’), concerning (i)
the reprocessing and/or storage of AGR spent fuel loaded
into reactors before the restructuring effective date; and
(ii) other services relating to flask maintenance, oxide
management and rail transport under existing contracts
with.
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36. This undertaking does not cover the payments for fuel
loaded into the AGRs after the restructuring effective
date, whose costs will continue to be borne by BE
under new contracts which have resulted from the
commercial negotiations between BE and BNFL. It does
not cover payments in respect to PWR fuel, as PWR is
not reprocessed by BNFL, but managed directly — as a
matter of fact stored — by BE.

UK Government undertaking to cover any shortfall in
NLF funding for stage 1 decommissioning liabilities and
uncontracted liabilities.

37. The UK Government undertakes to cover any shortfall in
funding within the NLF for stage 1 decommissioning
liabilities and for uncontracted liabilities (including the
cost of building the Sizewell B dry store and ultimate
fuel disposal).

UK Government's undertaking to cover shortfall in NLF
funding for Stages 2 and 3 decommissioning liabilities

38. The UK Government undertakes to cover any shortfall in
funding within the NLF in relation to Stages 2 and 3 of
decommissioning.

Specific tax disregard

39. The aforementioned undertaking by the UK Government
will be accounted for as an asset on the BE balance sheet
with a corresponding credit to the profit and loss
account. Under normal circumstances, the undertaking
would be taxable. According to the UK Government,
this would require the UK Government to ‘gross up’
the level of aid provided to BE in the restructuring
process by the amount of tax arising on the grant of
the undertaking in order to ensure that BE is solvent
post restructuring.

40. In order to avoid this, the UK authorities are in the
process of introducing specific tax disregard legislation
via the Electricity Bill. Without this tax disregard legis-
lation, a taxable receipt of approximately
GBP 3 152 million would arise. According to the UK
Government, the tax disregard legislation has been
drafted in a manner that aims to ensure that no asym-
metrical tax relief is given to BE in the future. Any
subsequent increases in the value of the undertaking,
whether due to price changes or revalorisation, will be
taxable, thereby matching the tax relief received by BE
when the extra expense is recorded in the profit and loss
accounts.

41. Table 1 contains a valuation by the UK authorities of the
instruments of aid described above. These estimates of
the value are subject to considerable uncertainty. Both
the costs of the nuclear liabilities relieved and BE's
contribution to those costs are highly uncertain. Indeed,
the discharge of the liabilities will occur over extremely
long time periods. For example, BE would not expect to
begin dismantling an AGR until at least 85 years after a
station has ceased generating, while spent fuel
management must continue indefinitely. In addition,

there are many tasks, including the decommissioning of
AGRs, for which there is to date no direct experience.

Table 1

Valuation of the measure A aid instruments (1)

(in GBP million)

NPV
(discounted at

5,4 % nominal (2))

Total future
cash payments
(undiscounted)

Undertaking for historic spent
fuel contracts 2 185 3 218

Undertaking for uncontracted
liabilities 750 3 166

Undertaking for decommis-
sioning liabilities 879 4 917

Amounts contributed by BE to
NLF/NDF – 1 432 – 1 845

Net amounts payable by
Secretary of State 197 6 238

Tax disregard 916 946

Total 3 298 10 402

(1) Alls amounts are in December 2002 values.
(2) The discount rate is the 5,4 % nominal rate recommended as the reference

rate from 1 January 2003 in accordance with Commission notice
97/C 273/03.

Measure B: measures concerning fuel cycle agreed with
British Nuclear Fuel Limited (BNFL)

42. BNFL both provides nuclear fuel to BE for all its AGR
reactors and processes this fuel when it is spent (6).

43. As a part of the restructuring plan, BNFL, which is BE's
largest single creditor, has agreed to modify its contracts
with BE both as regards fuel supply and as regards
processing of spent fuel.

Measures concerning fuel supply

44. Pre-restructuring fuel supply agreements between BE and
BNFL dated from 1997 and 1995 for BEG and BEGUK
respectively. They were supposed to continue in force
until 31 March 2006, but with the intent to renegotiate
and extend these contracts from that date in respect of
BEG and an option to extend in respect of BEGUK.

45. Charges for the supply of fuel comprised an annual fixed
charge and an additional variable charge per fuel element
delivered. The charges were defined, subject to an
adjustment in accordance with an inflation index.

46. The renegotiated fuel supply terms have come into effect
from 1 April 2003 by way of addenda to the prior
agreements. The new terms will also form the basis of
new lifetime agreements for AGR fuel supply after 31
March 2006, to come into effect on 1 April 2006.
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47. Under the new conditions, the fixed annual payment
under the prior agreements will be reduced by
GBP 5 million a year and there will be a further
discount, linked to baseload electricity prices, but
subject to a cap of GBP 15 million (both at 2003
prices and subject to RPI indexation). Prices will
otherwise remain as in the prior contracts.

48. In respect of fuel supply from 1 April 2006, and subject
to at least four of the seven AGR stations remaining
open, the fixed charge payable by BE will be
GBP 25,5 million, less the discount described above,
with a variable charge (as per the existing contracts)
equivalent to GBP 191 000 per tonne of uranium.
These prices are at July 2002 money values and will be
indexed in accordance with RPI.

49. For the period when only three or fewer power stations
remain open, the price will be set on the basis of recom-
mendations of a joint BE and BNFL team, following a
study of the end-of-life optimisation programme of
BNFL's fuel fabrication plant.

Measures concerning spent fuel

50. In 1995, the legal predecessors of BEG and BEGUK
(Nuclear Electric and Scottish Nuclear respectively)
entered into long-term contracts with BNFL for the
storage and reprocessing of irradiated AGR fuel and
related services. BEGUK (then Scottish Nuclear) entered
a further contract in 1995 for the long-term storage of all
AGR fuel arisings in excess of the quantity already
contracted for reprocessing. In 1997, BEG also signed a
further contract for spent fuel management services,
which dealt with all lifetime arisings of irradiated AGR
fuel in excess of those delivered under the 1995 contract
from BEG reactors. All the contracts referred above will
be referred to hereunder as ‘the existing spent fuel
management agreements’. They provide services through
to at least 2 038 or 2 086 (depending on the category of
waste).

51. Under the existing spent fuel agreements, BE retains title
to all spent fuel. Eventually, BEG and BEGUK will be
required to receive from BNFL's stores the vitrified high
level waste, spent fuel, certain intermediate level waste
and reprocessed uranium and plutonium to fulfil their
responsibilities for the disposal of such high level
waste, spent fuel, intermediate level waste and repro-
cessed uranium and plutonium.

52. Pricing for these agreements are essentially fixed, subject
to adjustment for inflation and, in the case of the storage
and reprocessing commitments, based on the tonnages of
fuel delivered. The pricing of the initial 1995 contracts
also incorporates amounts in respect of the decommis-
sioning of THORP (the thermal oxide reprocessing plant)
at Sellafield, in which AGR fuel is being reprocessed.
Given the nature of the services provided by BNFL, BE
is committed to make continuing payments in respect of
fuel delivered whether or not it terminates the contracts
in respect of undelivered fuel.

53. The payment streams for the 1995 storage and repro-
cessing contracts are fixed and run through to
completion of the contracts in 2086, with payments

made monthly. The payment stream for the 1997
contract is based on the timing and tonnage of fuel
deliveries to BNFL.

54. The renegotiated spent fuel management agreement
(hereunder ‘the new spent fuel management agreements’)
apply differently depending on whether the managed fuel
was loaded prior to or after the restructuring effective
date.

55. The significant revisions for fuel loaded prior to the
Restructuring Effective Date will be as follows:

— the payment scheduling will be foreshortened, in such
a way that the net present value of future payments,
computed using the UK public sector discount rates,
is unchanged,

— the contracts' termination clauses will be modified in
such a way that, should BE become insolvent despite
the restructuring, the contracts would terminate
without recourse to BE. The UK authorities have
indicated that, in this case, it would be likely that
this fuel would have to continue to be managed at
BNFL's site at Sellafield and that the UK Government
or the NLF would need to enter into contractual
arrangements with BNFL, or any successor
company, to do this. In this event, the UK authorities
have indicated that they would expect these new
arrangements to be based on a review of all the
relevant circumstances at the time, including
existing contractual terms.

56. The significant revisions for fuel loaded on or after the
restructuring effective date will be as follows:

— title to the spent fuel will pass to BNFL at the time it
takes on the risk for managing the spent fuel (i.e. on
delivery of the spent fuel to BNFL), after which point
BE shall have no further liability in respect of it,

— payment for the spent fuel services will be payable in
relation to the time of loading the unirradiated fuel to
BE's reactors, rather than at any later stage (e.g. on
delivery of the spent fuel to BNFL) and will be based
on a loading plan with an annual reconciliation,

— the base price for spent fuel will be GBP 150 000 per
tonne of uranium, payable on loading of the unir-
radiated fuel, at 2003 prices. Thereafter it will be
indexed to RPI. In each year an upwards or
downwards adjustment will also be made according
to a formula based on the amount of electricity
generated by the AGR power stations and the value
of baseload electricity in E & W, thereby offering BE
protection from fluctuations in the price of electricity.
The base price for spent fuel management
approximates to GBP 0,6/MWh, before the upwards
or downwards adjustment.

Fuel supply and reprocessing measures impact

57. Table 2 shows the effect for BE of changes to BNFL fuel
supply contracts, as estimated by the UK authorities
under three possible scenarios for the evolution of the
electricity market.
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Table 2

Effect of changes to BNFL fuel supply contracts

(in GBP million)

Computation of fuel supply savings

Year to 31 March 2004 2005 2006 2007 2008

Pre-restructuring costs

— Bank case and upside case 221 247 232 203 213

— Downside case 216 241 227 198 208

Post restructuring costs

— Bank case 206 231 218 188 201

— Upside case 207 231 227 198 207

— Downside case 200 220 205 176 186

Savings

— Bank case 15 16 14 15 12

— Upside case 14 16 5 5 6

— Downside case 16 21 22 22 22

58. The UK authorities have submitted that giving precise
estimates of the savings by BE after 2006 would be
difficult, as the pre-restructuring fuel supply contracts
were planned to end in 2006. Any estimate of the
benefit for BE of the changes would therefore have to
take account in some way of the benefit to BNFL of the
prolongation of the contracts until the end of BE's plants'
lifetime, which is reflected in the new contracts' prices.
Bearing in mind these uncertainties, the UK authorities
have indicated that BE's internal estimate of the cost
savings over the lifetime of the plants would be
GBP 239 million (undiscounted) and GBP 140 million
(discounted at a real rate of 3,5 % (7)).

59.

60. Table 3 hereunder shows the effect for BE of changes to
BNFL AGR spent fuel contracts, as estimated by the UK
authorities, under the same three possible scenarios (8).
The net present value is computed using the UK public
sector discount rate of 3,5 % real. This table addresses
only the impact of price changes in contracts for fuel
loaded on or after the restructuring effective date.
Impact of changes in contracts for fuel loaded prior to
the restructuring effective date is difficult to quantify, at it
would materialise only in the event that BE becomes
insolvent. Besides, the benefit for BE of the transfer of
title of spent fuel, and liabilities attached to it, to BNFL, is
difficult to estimate, according to the UK authorities. The
UK authorities have nevertheless submitted that a
subjective estimate of the benefit for BE of this transfer
of title would be at around GBP 1 421 (undiscounted)
and GBP 148 million (discounted at 5,4 % nominal).
This benefit is not included in the table hereunder.

Table 3

NPV impact of changes to future AGR spent fuel contracts (1)

(in GBP million)

NPV Undiscounted total
payments

Pre-restructuring

— Bank case 592 1 117

Post-restructuring

— Bank case 418 558

— Upside case 881 1 204

— Downside case 3 4

Savings

— Bank case 174 559

— Upside case – 289 – 87

— Downside case 589 1 113

(1) This assumes that the restructuring effective date is 1 April 2004; NPV at
March 2003.

Measures concerning uranics

61. Originally, the companies that are now BEG and BEGUK
both themselves acquired uranics for transfer to BNFL
and used by it in the production and fabrication of
nuclear fuel for their AGR plants. The company that is
now BEGUK then transferred to BNFL its uranics
procurement contracts. Those pre-existing contracts
were long-term and, in any event, sufficient only for
the relatively small quantities of material required by
BEGUK, and therefore that change gave BNFL only a
limited base for the development of a uranics
procurement and supply business unit.

62. As part of the renegotiation between BE and BNFL of the
contracts for the future supply of fabricated nuclear fuel
by BNFL to BE, it was agreed that BEG should also
transfer its uranics procurement contracts to BNFL
which thus becomes responsible for the making of
future arrangements for the procurement of uranics for
nuclear fuel for BEG's AGR plants.

63. At the same time, BNFL will purchase from BEG its
uranics stocks, the estimated book value of which is up
to GBP 67 million.

64. The UK authorities submit that, because of the larger
quantity of material used in BEG's AGR plants and the
shorter duration of the transferred pre-existing
procurement contracts, that change will give BNFL a
much stronger base for the development of a uranics
procurement and supply business unit and, as such, is
a favourable commercial opportunity for BNFL.
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Measure C: standstill measures

65. As part of the restructuring plan, BE has reached
agreements (hereunder ‘the standstill agreements’) in
relation to a standstill, subject to certain conditions, of
payments due to BNFL and a number of significant
financial creditors (hereunder ‘the significant creditors’)
which comprise the holders of the majority of the
2003, 2006 and 2016 sterling bonds issued by BE
(hereunder ‘the Bondholders’), the Eggborough bank
syndicate including the Royal Bank of Scotland as letter
of credit provider (hereunder ‘RBS’) (together ‘the Bank
Lenders’) and counter-parties to three out of the money
power purchase agreements (‘PPAs’) and contracts for
differences: Teaside Power Limited (‘TPL’), Total Fina Elf
(‘TFE’); and Enron (hereunder collectively ‘the PPA
Counterparties’).

66. Under the standstill agreements, the standstill period
commences on 14 February 2003 and ends on the
earliest of 30 September 2004 or the occurrence of a
termination event or the completion of the restructuring.
During this period, BNFL and significant creditors have
agreed with BE that they will not take any steps to
initiate administration proceedings or demand or
accelerate any amounts due and payable by BE.

67. BE's and BNFL and significant creditors' obligations under
the standstill agreements are described hereunder.

BE's standstill obligations

68. Under the standstill agreements:

— interest will continue to be paid to bondholders and
the Eggborough banks in accordance with existing
arrangements, except that following the payment of
the normal annual coupon to bondholders on 25
March 2003, subsequent interest payments will,
subject to appropriate resolutions being passed by
the Bondholders, be made on a six-monthly rather
than an annual basis,

— interest at 6 % per annum will be paid to RBS (in
respect of its letter of credit) on an amount of
GBP 34 million and to the PPA Counterparties on
their claim amounts (RBS GBP 37,5 million; TPL
GBP 159 million; TFE GBP 85 million; Enron
GBP 72 million),

— EPL will be paid amounts attributable to its operating
costs and capital expenditure,

— BE will continue to purchase power from TPL at fixed
prices at levels based on the current forward price
curve for electricity until completion of the restruc-
turing,

— interest will accrue to BNFL in respect of the amounts
owed under the existing spent fuel management
agreements from 1 April 2003 and will be waived
if the restructuring takes place. Amounts accruing
under the existing spent fuel management agreements
in respect of fuel loaded prior to the restructuring
effective date will be stood still to the extent they
exceed the amounts that would have been payable

had the new spent fuel management agreements
been effective from 1 April 2003 and will be
waived if the restructuring takes place.

BNFL and significant creditor standstill obligations

69. Under the standstill agreements:

— from November 2002 up to 1 April 2003, BNFL will
stand still all payments due under the existing spent
fuel management agreements; from 1 April 2003,
BNFL will stand still the difference between
payments due under the existing and the new spent
fuel management agreements,

— Bondholders will, assuming passing of the necessary
bondholder resolutions, stand still principal due under
the 2003 bonds,

— Eggborough banks will stand still principal
repayments and other payments due under the
capacity and tolling agreement (‘CTA’) except those
included in BE's continuing obligations,

— RBS will stand still all amounts in respect of the RBS
counter-indemnity, composite guarantee or letter of
credit, and

— the PPA counterparties will stand still all amounts
arising under the PPAs except those included in
BE's continuing obligations.

70. The obligations of a significant creditor under its
agreement to standstill payments will cease to apply if
any of the following occurs and a significant creditor
gives notice of termination to BE:

— there is a default in payment of the non-deferred
amounts due to that significant creditor which
continues for more than 20 business days,

— a winding-up or administration petition or order is
made in respect of BE or any of its subsidiaries,

— the UK Government makes a written demand for
repayment of the credit facility agreement or under
any replacement facility from commercial banks
guaranteed by the UK Government and the related
counter indemnity by BE and its subsidiaries in
favour of the UK Government,

— the requisite approvals have not been obtained from
the Eggborough credit facility agent, RBS, the TPL
bank syndicate or Enron,

— documentation is issued by BE or any of its
subsidiaries which provides for distributions to
significant creditors different to those in the heads
of terms agreed by the significant creditors.

Standstill impact

71. Table 4 sets out the level of cash that would be saved by
BE through the standstill Agreements according to the
UK authorities, should the restructuring effective date
be on 31 March 2004.
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Table 4

Cash saved by BE through standstill Agreements

(in GBP million)

Standstill amounts Year ending
March 2003

Year ending
March 2004

BNFL 132 265

Bondholders 110 0

Eggborough banks 47 40

TPL 13 33

TFE 3 14

Enron 4 19

VAT impact 0 – 8

Interest impact – 9 – 21

Standstill impact 300 342

Cumulative cash 300 642

Measure D: significant creditors restructuring package

72. In addition to the standstill agreements, the restructuring
plan provides for the claims of the significant creditors to
be restructured and rescheduled. On 14 February 2003,
BE reached a non-binding agreement with the significant
creditors for the compromise and allocation of their
claims.

73. The liabilities of the significant creditors to be
compromised, as reflected in BE's unaudited financial
statements for the six months to 30 September 2002,
were as follows:

— bondholders: GBP 408 million,

— bank lenders: GBP 490 million,

— PPA counterparties: GBP 365 million.

74. Under the heads of terms, the claim amounts in relation
to the PPAs have since been set at GBP 316 million for
the purposes of the restructuring package.

75. The liabilities will be restructured and rescheduled as
follows:

— GBP 275 million of new bonds will be issued to the
bondholders, bank lenders, RBS, TPL, TFE, and Enron.
The allocation of new bonds has been determined by
an entity priority analysis as agreed by the significant
creditors and BE. The priority analysis assesses the
claim to which each party would be entitled on
insolvency of BE. The terms of the new bonds have
not been finalised yet but they will have a senior
ranking and be unsecured,

— a revised CTA will be entered into with the
Eggborough banks with a financial return for the
banks equivalent to GBP 150 million of new bonds,

— ordinary shares in BE will be issued to the bond-
holders, bank lenders, RBS, TPL, TFE, and Enron, on
the basis of allocation between the parties set out
below,

— BE's Board is considering proposals under which
existing holders of shares in BE would have both
shares and warrants in the restructured group. Any
allocation of shares or warrants to existing share-
holders in the restructured group will need to be
agreed with the significant creditors. If the restruc-
turing is implemented, the return, if any, to existing
shareholders will represent a very significant dilution
of their existing interests.

Measure E: introduction of a new trading strategy

76. BE has revised its trading strategy, seeking to reduce its
exposure to output and price risks. The revisions
constitute one of the elements in the restructuring
package which enhance BE's financial robustness.

Background

77. BE is one of the largest electricity generators within the
UK, contributing over 20 % of UK power generation. This
electricity generation portfolio consists of nuclear
generation (83 % by capacity) and coal-fired generation
(17 % by capacity), capable of producing approximately
75 TWh per annum.

78. The trading arm of BE, BEPET is responsible for selling
the output of BE's generation portfolio, managing the
exposure of BE to electricity market price fluctuations
and maximising the sales prices achieved by BE relative
to the market. Since 83 % of BE's generation capacity is
nuclear, a key focus for BEPET is the sale of this mainly
continuous production.

79. The coal-fired Eggborough plant is also an important
element in the trading portfolio. It offers output flexibility
to accomodate changing customers demand levels and
valuable ‘insurance’ in the event of a nuclear outage.

80. In order to manage BE's exposure to market prices whilst
maximising the sales price achieved relative to market,
BEPET sells its output forward. By the time the electricity
is produced, BEPET, in common with other generators,
seeks to have sold 100 % of its generation to avoid
exposure to the typically volatile prices in the balancing
mechanism. By selling ahead, the company is able to
ensure that future output volumes are sold at the
prevailing price at that time and, in some cases, that
prices for future output are fixed.

81. BEPET has a number of routes through which it can sell
BE generation and sells 32 % of its total generation
through the direct supply business (‘DSB’). The DSB has
grown organically and represents a key element of BE's
business strategy.
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82. BE's retail market position accounts for a small part of its
generating output relative to other significant generators
in Great Britain. BE's growth in this market is driven by
the goal of diversifying delivery channels for generation
output rather than any goal with respect to the retail
market by itself. BE achieves a gross margin of
approximately 2 % (9) on its direct sales reflecting the
competitive nature of this market.

83. The reasons for the financial difficulties faced by BE in
September 2002 included three substantially out-of-
the-money power purchase agreements and contracts
for differences into which it had entered as part of
earlier trading and corporate activity. Each was included
in the compromise agreement with significant creditors
reached as part of the restructuring package.

84. The first one is the contract with TFE. Compared to
today's prevailing market prices, the exercise price
within this contract is very high. The agreement was
struck in 1997, at a time when prices were on average
much higher than is currently the case. The agreement is
substantially out-of-the-money for BE and the claim
amount due to TFE is GBP 85 million.

85. The second relates to the swap contract with Enron,
dated 1 April 1996, which is a financially settled
instrument, based on the difference between peak and
off-peak pool prices. The contract was entered into by
BE prior to its acquisition of Eggborough. It was intended
as a hedge against the varying shape of BE's growing
I & C consumer business. The claim amount due to
Enron recognised in respect of this out-of-the-money
PPA in the restructuring package is GBP 72 million.

86. The third one concerns an agreement, inherited through
BE's 1999 acquisition of SWALEC, with TPL. The
contract was originally signed on 26 June 1991. The
contract is substantially out of the money. The claim
amount due to TPL recognised in respect of this PPA
in the restructuring package is GBP 159 million.

BE's new trading strategy

87. As part of the restructuring package, BE has determined
to secure more medium-term fixed price sales of its
output. According to the UK Government, the implemen-
tation of this strategy will reduce the volatility of
cashflows and reinforce the longer-term financial
viability of the company.

88. Under the new strategy, fixed price forward sales of
output will result in the Company pre-selling a higher
portion of its output for the next three to five years at a
fixed price, such that BEPET fixes the value of a greater
proportion of its future generation.

89. The key objectives of the new trading strategy are: (i) to
limit price risks by securing further fixed-price contracts;
(ii) to maintain viable sales channels for significant
generation volumes; and (iii) to provide additional cash
to maintain adequate financial reserves.

90. Since the new strategy was articulated in early December
2002, BE has succeeded in selling or extending an
additional 14,8 TWh of DSB sales for 2003 to 2006
through the renewal of annual contracts and some
extensions to multi-year agreements. As at 6 March
2003, BE had also had negotiations with a number of
wholesale counterparties on the subject of structured
trades.

91. On 6 February 2003, a significant contract was signed
with British Gas Trading Limited for the sale of
approximately 10 TWh per annum until 1 April 2007,
more than half of which is at a fixed price.

92. The new contracts with BNFL also provide some element
of electricity price hedging to BE due to the variable
price, linked to electricity prices, to be paid for AGR
fuel supply and AGR spent fuel management services.
At current market prices, the new agreements with
BNFL provide a partial hedge on approximately 60 %
of BE's AGR output of approximately 58 TWh p.a.

93. BE proposes focusing on the following objectives in its
medium-term strategy:

— ensuring the BE's nuclear plants are operating to
world safety and performance levels. BE will seek to
deliver its performance targets consistently and on a
sustainable basis,

— enhancing safety while improving productivity and
competitiveness,

— reducing exposure to wholesale electricity prices in
the UK whilst continuing to maintain a reliable
route to market. This will be achieved through a
mixture of contract terms, access to flexible
generation through Eggborough and DSB, focusing
primarily on the I & C Consumer sector. BE already
has significant market presence in this sector with a
strong brand,

— developing a profitable renewables business to
support the competitiveness of the DSB. As a large
supplier of electricity via DSB, BE must source an
increasing proportion of its supply from renewable
sources to comply with the UK's renewables obli-
gation launched in 2002,

— a continuing commitment to supporting
EU-sponsored safety-related activities in the former
Soviet Union and eastern Europe.
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Measure F: asset disposals to help finance the restruc-
turing

Bruce Power

94. On 23 December 2002, BE announced that it had
entered into binding heads of agreement to dispose of
its 82,4 % interest in Bruce Power as follows: 79,8 % to a
consortium made up of Cameco, BPC Generation Infra-
structure Trust and TransCanada PipeLines Limited
(together, the ‘Consortium’) and 2,6 % to the Power
Workers' Union Trust No 1 and The Society. In
addition, the Consortium agreed to acquire BE's 50 %
interest in Huron Wind, a wind turbine project in
Ontario. The sale of Bruce Power and Huron Wind to
the Consortium was completed on 14 February 2003. At
the closing, BE received CAD 678 million in cash
(including repayment of a CAD 51 million capital call).
In addition, BE expects to receive up to
CAD 140 million from contingent on the restart of
two Bruce A units and escrow accounts.

95. The initial proceeds of GBP 275 million, less certain
amounts for transaction costs, have been paid into an
account approved by and charged in favour of the DTI
under the rescue credit facility agreement (‘CFA’).

AmerGen

96. Exelon Generation Company, LLC (‘Exelon’) and British
Energy Investment Ltd. have been soliciting proposals for
their respective interests in AmerGen with respect to a
sale of AmerGen. BE continues to explore options to
realise its interest in AmerGen. According to the UK
Government, BE will enter into an agreement to sell
their interest in AmerGen, subject to regulatory
approvals, by 30 June 2003.

Measure G: local tax deferrals

97. A number of local authorities have agreed to defer
without interest the payment of business rates owed to
them by BE.

98. In view of the information forwarded by the UK auth-
orities, these authorities are:

— Lancaster City Council, in respect of the Heysham
plant, for GBP 1 775 240,

— Shepway District Council, in respect of the Dungeness
plant, for GBP 578 524,

— Hartlepool Borough Council, in respect of the Hart-
lepool plant, for GBP 447 508,

— North Ayrshire Council, in respect of the Hunterston
plant, for GBP 735 947,

— East Lothian Council, in respect of the Torness plant,
for GBP 765 986.

99. In total, as much as GBP 4 303 205 in rates payments
were postponed from November 2002 to February 2003.

2.3. Market description

100. From a physical point of view, the United Kingdom elec-
tricity network is characterised by its segmentation and
its small interconnection with other networks.

101. The network is broadly made of three distinct
geographical subnetworks, managed by different entities,
corresponding to E & W, Scotland and Northern Ireland.

102. As can be seen in table 5, interconnection between the
three subnetworks and between the subnetworks and
foreign networks are small. It can also be noted that
the E & W subnetwork represents by far the majority of
the United Kingdom capacity.

Table 5

Subnetworks generation (1) and interconnection capacity

(in MW)

Area Generation
capacity

Intercon-
nection
capacity

with E & W

Intercon-
nection
capacity

with
Scotland

Intercon-
nection
capacity

with
Northern

Ireland

Intercon-
nection
capacity

with other
EU/EEA

networks

E & W 63 500 — 1 200 0 2 000
with

France

Scotland 10 100 1 200 — 500 0

Northern
Ireland

1 700 0 500 — 600
with the
Republic

of Ireland

(1) Source: market survey provided by the UK authorities. Capacities are registered
capacities in 2002, and nominal capacity for the interconnectors. Mothballed
plants are not included.

103. BE operates only in E & W and Scottish segments, each
of which are further described below.

The E & W segment

104. The E & W segment is the one on which competition is
the most developed.

105. Its commercial organisation is based on a system that
was introduced in March 2001 by the Great Britain elec-
tricity and gas sector regulator, the Ofgem. This system is
known as the new electricity trading arrangements or
NETA.

106. Under NETA, most of the exchanges are subject to direct
bipartite contracts between generators and suppliers,
based on estimated energy generation and consumption.
The bipartite contracts are complemented by a last hour
balancing system operated by NG and a complementary
settlement mechanism by which NG charges most of its
last minute balancing costs to generators and suppliers
that do not fulfil their estimated generation and
consumption.

107. NETA is such a competitive market organisation that,
according to Ofgem its introduction has resulted, in
only one year of existence, in a 20 % decrease in
baseload electricity prices and a 27 % decrease in peak
electricity prices (10).
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108. The energy mix in E & W is described in table 6:

Table 6

E & W energy mix (1)

Type Capacity
(GW)

Share of total
capacity

in %

Coal 25,9 39,4

CCGT 21,6 32,9

Oil 1,8 2,7

OCGT 1,2 1,8

Pumped Storage 2,1 3,2

Nuclear 9,9 15,1

Interconnectors 3,2 4,9

Total 65,7 100

(1) Figures for 2002. Capacities are registered capacities, excluding mothballed
plants.

109. Mothballed plants represent another 6 760 MW capacity.
These plants are currently not operating, but are in such
a position that they could be brought back to the
network, although this operation might take at least
some months.

110. Table 7 summarises the different operators' capacity
market shares.

Table 7

E & W capacity market shares (1)

Company Share
in %

PowerGen 15,5

BE 14,1

Innogy 12,5

Edison 3,2

AES 7,5

AEP 6,1

BNFL 4,1

EdF (through interconnector with France) 7,3

Scottish interconnector (2) 2,2

CCGT new entrants 23,9

Other new entrants 2,7

(1) Figures for 2002. Shares are relative to registered capacities, excluding moth-
balled plants.

(2) This interconnector is used mostly in the Scotland to E & W direction.

The Scottish segment

111. At present, there is no such trade system as the NETA in
Scotland. As a matter of fact, the Scottish market is still

under the control of two companies: Scottish Power and
Scottish and Southern Electricity, that own most of the
electricity generation assets in Scotland except from BE's.
These two companies also have a special arrangement
with BE, know as ‘the nuclear energy agreement’, by
which they purchase all the electricity generated by BE
in Scotland.

112. Moreover, at present, prices in the Scottish market are
linked to those in the E & W market through a
mechanism know as the Scottish administered price
mechanism.

113. This mechanism should be suppressed within a few years,
with the introduction of a unified E & W and Scotland
market mechanism, which will be an extension of NETA,
and will be know as the British electricity trading and
transmission arrangement (BETTA).

114. Capacities by company and energy source in Scotland are
summarised in table 8:

Table 8

Capacity by company and energy source in Scotland

Company/plant-energy type Capacity
(MW)

British Energy 2 440

Hunterston — AGR 1 190

Torness — AGR 1 250

Scottish and Southern Energy 2 974

Peterhead — CCGT 1 524

Hydro 1 065

Pumped storage 300

Diesel 85

Scottish Power 4 055

Longannet — coal 2 304

Cockenzie — coal 1 152

Hydro 123

Pumped storage 400

Wind 76

BNFL 196

Chapel Cross – Magnox 196

Others 418

Fife energy 134

Grangemouth 130

Wind 96

Waste 43

Biomass 15

Total 10 141
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III. ASSESSMENT

115. At least part of the measures in question concern issues
covered by the Euratom Treaty and therefore have to be
assessed accordingly. However, to the extent that they are
not necessary for or go beyond the objectives of the
Euratom Treaty or distort or threaten to distort
competition in the internal market, they have to be
assessed under the EC Treaty.

3.1. Aid in the sense of Article 87(1) of the EC Treaty

116. According to Article 87(1) of the EC Treaty, there is State
aid when aid granted by a Member State or through State
resources in any form whatsoever distorts or threatens to
distort competition by favouring certain undertakings or
the production of certain goods and affects trade between
Member States.

117. Amongst the six restructuring measures, measure D
(‘significant creditors restructuring package’), measure E
(‘the new trading strategy’) and measure F (‘assets
disposal’) do not derive from public resources and are
therefore not to be qualified as State aid under Article
87(1) of the EC Treaty.

118. The UK authorities have notified Measure A (‘funding of
nuclear liabilities’) as state aid. This measure derives from
public resources since the State takes over part of the
Nuclear Liabilities, which are costs which should
normally be borne by the company. This measure
conveys BE with advantages in respect of its competitors.
As BE operates in a competitive market, these financial
advantages place the companies in a favourable position
as compared to its competitors and threaten to distort
competition. Furthermore, electricity can flow between
the UK and France and the Republic of Ireland. The
advantages are therefore likely to affect trade between
Member States. Therefore, at this stage, the Commission
considers that measure A, which has also to be assessed
in view of the objectives of the Euratom Treaty, may be
regarded as State aid in the sense of Article 87 (1) of the
EC Treaty. It will not enter into force before the restruc-
turing effective date, hence not before the Commission
takes a decision on the restructuring plan. It must
therefore be regarded as notified within the meaning of
Article 88(3) of the EC Treaty.

119. As regards measures B (‘measures concerning fuel cycle
agreed with British Nuclear Fuel Limited (BNFL)’), C
(‘standstill agreements’) and G (‘local tax deferrals’), the
UK Government claims that these measures in favour
of BE do not constitute aid.

120. The UK Government argues concerning measure B that
the renegotiations of the spent fuel contracts with BNFL
have been made at arm's length. According to the UK
Government the long term nature and complexity of the
spent fuel contracts has meant that they have been
continuously subject to supplement or amendment as
circumstances dictate and in the normal course of
business. The UK Government adds that the contracts
have within them ‘non-discrimination’ and ‘hardship’
clauses. In respect of the hardship clause, if either party
experienced serious difficulty under the contract such

that it would continue to experience significant losses
by compliance with the agreement, it could request the
other party to consider changes to the agreement. In view
of the financial difficulties of BE and considering the fact
that BE is BNFL's largest customer, BNFL would have
been particularly exposed as a substantial creditor in
the event of BE's insolvency. Consequently BNFL
expressed itself willing to consider the possible
amendment of certain commercial terms in the existing
agreements. Therefore, according to the UK authorities,
the new contracts between BE and BNFL are not State aid
within the meaning of to Article 87(1) of the EC Treaty.

121. At this stage of its assessment, the Commission thinks
that the renegotiations of the contracts between BNFL
and BE can be considered as being State aid. The
Commission notes that BNFL is a publicly- owned
company. This does not preclude that it might act as a
private operator in particular if it can be proved that it
acted the same way as another private operator in the
sector. However the Commission notes that BE has been
attempting to invoke the hardship clause for some
period. During 2002, extensive discussions took place
between BE and BNFL to see whether changes to the
spent fuel contracts could be made, but without
conclusion. It is only following the announcement by
BE that it had initiated discussions with the UK
Government with a view to seeking immediate financial
support, that BNFL expressed itself willing to consider the
possible amendment of certain commercial terms in the
existing agreements.

122. Under these circumstances, the Commission holds the
preliminary opinion that BNFL has not acted only as a
private creditor and that the conclusion of more
favourable contracts that what would otherwise have
been agreed can be imputed to the State. The
Commission therefore thinks that the renegotiation of
BE's contracts with BNFL, which has also to be assessed
in view of the objectives of the Euratom Treaty, can be
considered as containing State aid elements within the
meaning of Article 87(1) of the EC Treaty (11). In this
regard, it must be noted that the renegotiated contracts
have for most of them already entered into force. Should
they contain State aid within the meaning of Article
87(1) of the EC Treaty, this State aid would have been
put into place prior to Commission authorisation, and
should therefore be regarded as unlawful within the
meaning of Article 1(f) of Regulation (EC) No
659/1999 (12).

123. The same reasoning and the same preliminary conclusion
as above may apply to the part of measure C that is
undertaken by BNFL.

124. Measure C provides for a standstill of BE's major creditors
debts, be they privately owned or publicly owned.

125. It must be noted though that the conditions of this
standstill are different for privately owned creditors
(known as ‘the significant creditors’) than for BNFL, the
latter accounting for nearly half of the cash saved by BE
through measure C.
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(11) Effect on trade has already been shown (See point 118).
(12) Council Regulation (EC) No 659/1999 of 22 March 1999 laying

down detailed rules for the application of Article 93 of the EC
Treaty (OJ L 83, 27.3.1999, p. 1).



126. At this stage of its analysis, in view of the complexity of
the contracts and the great differences between the
conditions agreed respectively by the significant
creditors and BNFL, the Commission would tend to
consider that the standstill conditions agreed by BNFL
result in a more favourable deal for BE than the standstill
conditions agreed by other, privately owned, creditors.

127. Should this be the case, then the Commission would
consider that the same reasoning and the same
preliminary opinion as the one described above for
measure B would apply, at least for the part of
arrangement with BNFL that exceed in terms of benefit
for BE the benefit that it gets from other creditors. As the
part of the standstill regarding BNFL has already been put
in place, the same reasoning as above concerning the
unlawfulness of the aid applies.

128. As regards, measure G, the United Kingdom has not
established that the local authorities have acted as a
private creditor. In view of the absence of interest
charged for the deferral, the Commission doubts
whether the deferral can escape being qualified as State
aid within the meaning of Article 87(1) of the EC Treaty.

129. As the deferrals have already occurred, the same
reasoning as above concerning the unlawfulness of the
aid applies.

3.2. Derogation under Article 87(3)(c) of the EC Treaty

130. In view of the above, some restructuring measures may
or do fall to be assessed as ad hoc aid by the
Commission.

131. Article 87(2) and (3) of the EC of the Treaty foresee
exemptions to the general incompatibility as stated in
paragraph 1 therein.

132. The exemptions in Article 87(2) of the EC Treaty do not
seem to apply in the present case because the aid
measures neither have a social character and are
granted to individual consumers, nor do they make
good the damage caused by natural disasters or excep-
tional occurrences, nor are the aids granted to the
economy of certain areas of the Federal Republic of
Germany affected by its division.

133. Further exemptions are laid out in Article 87(3)(a), (b)
and (c) of the EC Treaty.

134. As the primary objective of the aid concerns the
restoration of long-term viability of an undertaking in
difficulty, only the exemption of Article 87(3)(c) of the
EC Treaty could at first sight apply. Article 87(3)(c)
provides for the authorisation of State aid that is
granted to promote the development of certain
economic sectors, where such aid does not adversely
affect trading conditions to an extent contrary to the
common interest.

135. In its Community guidelines on State aid for rescuing and
restructuring firms in difficulty (13) (‘guidelines’) the
Commission spelled out the preconditions for a
favourable exercise of its powers of appreciation.

3.2.1. Eligibility of the firm

136. In order to be eligible for restructuring aid, BE must
qualify as a firm in difficulty as defined in section 2.1
of the guidelines. In particular, it must be demonstrated
that the company cannot stem its losses through its own
resources or with the funds it obtains from its owner/
shareholders or creditors.

137. According to point 5(a) of the guidelines, a firm is, in any
event, regarded as being in difficulty, in the case of a
limited company, where more than half of its registered
capital has disappeared and more than one quarter of
that capital has been lost over the preceding 12
months. At 31 March 2001 the total equity shareholders
funds of BE stood at GBP 1 075 million. At 31 March
2002 this figure had fallen to GBP 490 million. Thus BE
lost more than half its shareholders' capital in the
preceding 12 months and falls within the terms of
point 5(a) of the guidelines (14).

138. This situation has resulted from a deterioration of BE's
financial situation over the last two years. In the course
of 2002, BE made an attempt to refinance itself from the
capital markets. In late June 2002 it sought to issue 10
year bonds to the value of GBP 262 million to repay
existing debt and for general corporate purposes. This
issue was unsuccessful and was withdrawn at the end
of July. At the beginning of September, the board of
BE determined that in the absence of Government
support, the company would no longer be able to meet
its liabilities to creditors as they arose and that it would
otherwise be insolvent. The Electricity Regulator also
warned the Secretary of State for Trade and Industry
that there was a serious risk of default by BE under the
Balancing and Settlement Code. The above shows that BE
was not able to recover through its own resources or
with external funds.

139. This conclusion is supported by the financial figures of
BE.

Table 9

financial figures of BE

Financial year
2000/2001 (1)

Financial year
2001/2002 (1)

As of
31 August

2002 (2)

Turnover 2 124 2 049 n/a

Profit after tax (before
exceptionals) – 23 – 39 – 70

Net cash flow – 11 – 31 – 131

Debt 730 859 995

Net assets 1 168 627 557

(1) Source: British Energy Annual Report 2001/2002.
(2) Source: British Energy Management Accounts, as transmitted by the United

Kingdom authorities.
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(13) OJ C 288, 9.10.1999, p. 2.

(14) The fact that BE has apparently paid a dividend to shareholders on
16 July 2002 is not relevant in checking whether point 5(a) of the
Guidelines is fulfilled.



140. BE's last approved annual accounts and management
accounts show that, during last year, BE were confronted
with the usual signs of a firm in difficulty as defined in
point 6 of the Guidelines. It suffered increasing losses, its
turnover diminished, its cash flow declined and its debt
increased as shown in table 9. All these criteria worsened
particularly during the last five months preceding the
decision of the board of the company to ask for State
aid. In addition, the net asset value also fell considerably.
It has to be noted that other signs defined in point 6 of
the Guidelines, like increasing stocks, are not applicable
due to the specificity of the electricity sector.

141. BE therefore qualifies as a firm in difficulty in the sense
of section 2.1 of the guidelines and is eligible for restruc-
turing aid.

3.2.2. Restoration of viability

142. The award of restructuring aid requires a feasible,
coherent and far reaching restructuring plan capable of
restoring the long-term viability of the firm within a
reasonable time span and on the basis of realistic
assumptions. According to point 32 of the guidelines,
the improvement in viability must derive mainly from
internal measures contained in the restructuring plan.

143. Point 33 of the guidelines require the Member State to
submit a restructuring plan describing the circumstances
that led to the company's difficulties and considering
scenarios reflecting best-case, worst-case and intermediate
assumptions. Point 34 of the guidelines adds that the
plan should provide for a turnaround that will enable
the company after completing its restructuring to cover
all its costs including depreciation and financial charges.
The expected return on capital should be enough to
enable the restructured firm to compete in the market
place on its own merits.

Position of the UK authorities

144. Before presenting the effect of the restructuring plan on
the viability of BE, the UK authorities have described the
economics of nuclear generation. In assessing the
economics of BE's generation activities the notification
distinguishes between the avoidable costs and
non-avoidable costs of running BE's stations. Nuclear
plants are characterised by very high non-avoidable
costs and comparatively low avoidable costs, in particular
short run marginal costs. According to the UK auth-
orities, since the decision to generate is motivated by
the level of avoidable costs and in view of the fact that
nuclear plants have the lowest short-run marginal costs,
running nuclear plants is economic rational.

145. The UK authorities then argue that if BE's restructuring
succeeds, the firm will not structurally be loss-making.
According to the UK authorities, the plan is able to
address the issues at the origin of BE difficulties and
lead to long-term viability. In particular, it will improve
its trading strategy to try to offset BE unhedged position,
relieve BE from part of its very high fixed costs in taking
over historic nuclear liabilities and enable it to build
sufficient cash reserves to secure its activities.

146. The objective of BE's restructuring plan is to restructure
BE's costs and liabilities and to put in place a stable
capital structure in order for BE to continue to operate
in the long term as a financially viable entity. In order for
BE to be considered financially viable, the UK
Government has assumed that, over a period of time,
the company must be profitable, with positive cashflow
and able to finance its activities on an ongoing basis.

147. The following component parts of the restructuring plan
were developed in order to achieve the objective of
financial viability:

— the sale of BE's interests in Bruce Power and
AmerGen, in order to build up cash resources
within the business, enhance robustness and reduce
the scope of the business,

— reduction in BE's ongoing cost base through the
commercial negotiation with existing significant
creditors to compromise their historic claims, and
enter into standstill agreements until the restructuring
is effected, in exchange for a combination of new
debt and new equity in BE following completion of
the restructuring,

— the assumption of costs of certain nuclear liabilities
by the UK Government; and the commercial
renegotiation of front end and back end nuclear
fuel contracts with BNFL. The new commercial
arrangements with BNFL have also reduced BE's
exposure to adverse electricity price movements,

— implementation of a new trading strategy to reduce
BE's exposure to electricity wholesale market volume
and price risk.

148. The restructuring plan has been developed to take
account of a key requirement of financial viability ie
the ability of the company to finance its activities.
Since the company would expect to face difficulty in
obtaining financing from the bank or bond markets,
particularly considering the relatively small number of
lenders prepared to provide financing to a nuclear
generating company, the restructuring plan has to be
considered as an alternative to seeking external financing.
It foresees the creation and build-up of cash reserves.
These cash reserves would be designed to enable the
company to enter into electricity trading contracts
requiring collateral cover and to sustain cash shortfalls
without the need to rely on external funding.
Accordingly, the restructuring plan envisages the
creation of two reserves: a cash collateral reserve; and
an outage and liquidity reserve. Although two separate
pools of reserves have been identified, it is intended that
these reserves will be fungible giving the ability to call on
the outage and liquidity reserve to meet additional
collateral requirements and vice-versa. This is to
provide additional robustness for BE.

149. In the period ending 31. March 2004, the cash reserves
are built up through two sources of funds: the standstill
agreements (measure C) and asset disposals (measure F),
after repayment of the liabilities outstanding under the
rescue aid credit facility agreement.
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150. The UK authorities have developed three financial
scenarios to take into account the variables to which
BE's financial position is particularly sensitive: generation
output and electricity prices. In order to determine the
impact on BE's financial position of alternative
assumptions for generation output and electricity prices,
BE has considered one upside and one downside sensi-
tivity:

— the bank case assumes output from the nuclear plants
of approximately 67 TWh per annum and electricity
price forecasts from Accenture,

— the upside case assumes output from the nuclear
plants of approximately 67 TWh per annum and
electricity price forecasts between the Ilex average
and the Ilex low price forecasts,

— the downside case assumes output from the nuclear
plants of approximately 65 TWh per annum and
electricity price forecasts from the market survey
low case.

151. Table 10 sets out the projected profit-and-loss accounts
in the bank case for the five years ended 31 March 2008
together with the estimated profit and loss for the current
financial year.

Table 10

Profit and loss accounts in the bank case until 31 March 2008 (1)

Five-year forecast period

2003 2004 2005 2006 2007 2008

UK nuclear output (TWh) 63,0 67,1 66,3 67,2 68,1 67,2

Income 1 654 1 317 1 301 1 339 1 372 1 416

Operating costs

Fuel costs – 404 – 428 – 332 – 348 – 366 – 380

Materials and services – 580 – 450 – 436 – 447 – 450 – 467

Staff costs – 332 – 232 – 261 – 268 – 274 – 280

Capital expensed to P/L 0 – 114 – 100 – 91 – 85 – 84

Depreciation and amortisation – 280 – 50 – 45 – 45 – 44 – 41

Total operating costs – 1 596 – 1 273 – 1 174 – 1 199 – 1 219 – 1 251

Operating profit (loss) 58 44 127 140 153 164

AmerGen operating profit 48 41 0 0 0 0

Profit before finance charges and
tax 106 85 127 140 153 164

Finance charges

Revalorisation (net) – 190 – 177 0 0 0 0

Net interest and other finance charges – 65 – 80 – 32 – 22 – 18 – 15

Total finance charges – 255 – 257 – 32 – 22 – 18 – 15

Profit before tax, minorities, HMG
indemnity and exceptionals – 148 – 172 94 118 135 150

Minority interests (share of PBT) – 15 0 0 0 0 0

Profit before tax, HMG indemnity
and exceptionals – 164 – 172 94 118 135 150

Movement in HMG-indemnity 0 0 – 39 – 74 – 112 – 85

Profit before tax and exceptionals – 164 – 172 55 44 22 65

Exceptionals – 4 232 4 408 – 14 0 0 – 39

Profit before tax – 4 396 4 236 42 44 22 26

Taxation 389 – 17 0 – 1 0 0

Profit attributable to ordinary
shareholders – 4 006 4 220 42 42 22 26

Dividends 0 0 0 0 0 0

Retained earnings – 4 006 4 220 42 42 22 26

(1) The GBP 4 408 million exceptionals for 2004 correspond to the value of the undertakings by the UK Government under measure A.
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152. Profit before tax, minority interests, the UK Government's
undertakings and exceptional items improves from an
estimated loss of GBP 172 million in 2004 to profits
of between GBP 94 million and GBP 150 million in
subsequent years. The projected losses in 2004 are
largely due to the continuing revalorisation charge of
GBP 177 million on outstanding liabilities. This revalori-
sation charge will be reduced from 2004 once the
restructuring is agreed and the undertaking can be
recognised on the balance sheet.

153. Profit before tax is substantially reduced by contributions
to the NLF from 2005. However, these contributions are
65 % of cash flows available after debt service and are
not payable when either cashflows are negative or
transfers to maintain target cash reserve levels are
required.

154. Exceptional items in 2003 relate primarily to the
write-down of fixed assets. The exceptional item in
2008 relates to the expected closure in March 2008 of
Dungeness B.

155. An analysis of BE's financial projections demonstrates
that under the bank case, the restructured business is
expected to generate profits and cash flows to service
the various stakeholders and that significant contributions
are made towards the discharge of uncontracted liabilities
and decommissioning liabilities before any return to
shareholders. Applying the sensitivity variables lead to
the following conclusions. Under the upside case, while
the business is very sensitive to changes in output and
price assumptions, the clawback arrangements act to
constrain returns to shareholders and to provide
additional contributions to fund nuclear liabilities.
Finally, under the downside case, the level of cash
reserves is at an appropriate level sufficient to maintain
financial viability.

156. On basis of the above financial projections, the UK auth-
orities are convinced that the restructuring plan will lead
to the restoration of the beneficiary's long-term viability
in a reasonable time-span.

Commission's preliminary assessment

157. The Commission notes that the UK Government has
submitted a detailed plan containing a market survey
and scenarios reflecting best-case, worst-case and inter-
mediate assumptions, as required by the guidelines.

158. The guidelines also foresee that the improvement in
viability must derive mainly from internal resources
contained in the restructuring plan and may be based
on external factors such as variations in prices and
demand over which the company has no influence if
the market assumptions made are generally
acknowledged.

159. In view of the restructuring measures proposed, the
Commission doubts whether the restoration of
long-term viability of BE can be considered as mainly
deriving from internal resources and whether the
duration of the restructuring plan can be deemed to be
as short as possible. The restructuring plan does contain

internal measures such as the introduction of a new
trading strategy and the disposal of assets. However
other measures depend mostly on external commercial
partners and/or of the State; besides they are not
limited in time.

160. Measure A which relates to the funding of nuclear
liabilities constitutes the central point of BE's restruc-
turing plan. Its financing will mostly be at the costs of
the State. Besides the costs related to some nuclear
liabilities are not limited to a reasonable time-span but
can arise until 2 086. The UK Government argues that
the nuclear liabilities are historically incurred costs which
do not have any impact on the ongoing costs of the
company. There would be, therefore, no ongoing
subsidy to BE. The Commission does not subscribe to
that view. If the origin of the nuclear liabilities
occurred in the past (spending of fuel and construction
of nuclear plants), the costs will have to be carried out in
the future. One of the main reason of BE's difficulties was
its inability to meet the high fixed costs attached to
nuclear generation. Measure A will certainly help the
return to viability of BE but this measure can not be
considered as internal and limited in its duration. In
addition, it seems to relieve BE from part of its obli-
gations under the ‘polluter pays’ principle.

161. Besides, the Commission holds the preliminary view that
measure B also involves State aid. This measure does not
concern only historical costs but also costs linked to
future operations. It is not limited in time either. The
Commission therefore doubts that the company can be
considered to face the market with its own forces while it
benefits from this measure.

162. Finally measures B, C and G depend on the participation
of external partners The economies realised by BE
following these measures are only due to concessions
by creditors and suppliers and not by any rationalisation
of BE's activities.

163. Consequently, the Commission doubts whether the
restructuring plan submitted by the UK authorities can
be considered as complying with the criteria of the
guidelines. In particular, it doubts, at this stage,
whether the improvement of viability can be considered
as mainly deriving from internal measures and whether
the company can be considered to be able to compete on
the market place on its own merits once the restructuring
is completed. It also doubts whether without the inter-
vention of the State the plan could be considered as
providing a turnaround that will enable the company,
after completing the restructuring, to cover all its costs.
Finally, the intervention of the State in the funding of
nuclear liabilities can still last until 2 086 which cannot
in principle be deemed to be limited to a reasonable
time-span.

3.2.3. No undue distortions of competition

164. Point 35 of the guidelines provides that, in order to avoid
undue distortions of competition by the aid, ‘measures
should be taken to mitigate as far as possible any adverse
effect of the aid on competitors’.
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165. Apart from the case where the size of the relevant market
at the Community or EEA level or the beneficiary of the
aid's market share would be negligible, point 36 of the
guidelines indicates that these measures should usually
take the form of a limitation of the presence which the
company can enjoy on its market after the end of the
restructuring period.

166. Point 39 of the guidelines states that the form of this
limitation depends on the capacity situation on the
relevant market. In case there is a Community-wide or
EEA-wide structural excess of production capacity, then
the compensatory measures must take the form of an
irreversible reduction of production capacity. In case
there is no such excess, then the Commission may
examine whether compensatory measures are required,
and may take account of other types of measures than
irreversible reductions of production capacity.

167. Point 38 of the guidelines also indicates that a relaxation
of the need for compensatory measures may be contem-
plated if such measures were likely to cause a manifest
deterioration in the structure of the market, for example
by having the indirect effect of creating a monopoly or a
tight oligopolistic sitution.

Opinion of the UK authorities

168. The UK authorities have not offered any form of
compensatory measure as part of their restructuring plan.

169. They consider that no such measure is necessary, for the
following reasons, each of which will be further detailed
below:

(a) the restructuring aid does not distort competition,
hence there is no adverse effect of the aid on
competitors, and therefore no need to mitigate such
effects;

(b) there is no structural overcapacity on the British elec-
tricity market;

(c) in any event, capacity reductions would be unefficient
and more costly for the State.

a. The restructuring aid does not distort competition

170. The UK authorities base this assertion on the fact that,
according to them, BE's nuclear plants' short run
marginal cost (15) (‘SRMC’) are the lowest of all of the
UK's plants, save for hydro power plants, even without
the aid. As a matter of example, the UK authorities
present the following comparison of the average BE's
nuclear plants' SRMC with some of its competitors'.

Table 11

Comparison of BE's plants' SRMC with other types of plants'
SRMC

SRMC
with base case

fuel price
scenario

for 2004
(GBP/MWh)

SRMC
with low case

fuel price
scenario

for 2004
(GBP/MWh)

Average of BE's nuclear plants
(pre-restructuring) 4,3 4,3

Drax 13,3 11,0

Cottam Development Centre Limited 15,1 12,7

171. Now, according to the UK authorities, in a competitive
market like NETA, the decision by operators whether to
generate or not at a certain time is based on whether
market price is expected to cover their SRMCs. Indeed, if
market price exceeds one plant's SRMC, then it is always
profitable for this plant to generate, even if the profit
generated may not be sufficient to cover all the costs
of its corporate structure.

172. As the market functions as a kind of auction process,
operators are selected by the market according to their
rank in the SRMC scale.

173. According to the UK authorities, BE's nuclear plants are
the first or almost the first in the SRMC scale in E & W,
and are only second to hydro capacity in Scotland. As
BE's nuclear plants account for 9,251 GW in E & W for a
minimum demand of about 19 GW, they would always
be selected. As for Scotland, the UK authorities submit
that BE's 2,539 GW capacity there, even when added to
the 1,3 GW of hydro capacity, would be also well below
the 2,2 GW minimum demand, taking into account the
outward flow in the Scotland-England interconnector, the
capacity of which will be upgraded to 2,7 GW in 2004.

174. As far as Eggborough's coal-fired plant is concerned, the
UK authorities submit that its position in the SRMC scale
prior to any restructuring ensures a 40 % load factor for
it. The UK authorities claim that, with this load factor,
depending on whether the plan is run for daytime
throughout the whole year or for 24 hours a day
during the winter only, it would be able to sell at
prices between 17 % to 24 % or 2 % to 8 % above its
avoidable costs (which are themselves greater that the
SRMC).

175. All BE's plants would therefore always be covering their
SRMC in any event, be the restructuring plan imple-
mented or not. Besides, as the SRMC ranking scale
would not be changed (hydro capacity having in any
event a virtually null SRMC), the operators that would
been selected at any period of the year would be the
same whether the plan be implemented or not.
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176. The UK authorities conclude from this line of reasoning
that the restructuring plan and the aid it contains would
have no effect on BE's competitors. They also note that
this reasoning would not be affected in the exceptional
case where BE would be put under administration.
Indeed, they submit that the administrator, as a rational
economic actor, would notice that BE's plants' SRMC are
covered by market prices, and would therefore operate
them anyway.

177. The restructuring plan would therefore have no effect on
BE's competitors in any event. Thus there would be no
need to implement any measure to compensate the effect
of the aid on competitors.

b. There is no structural overcapacity on the British elec-
tricity market

178. The UK authorities argue that, while judging whether
there is overcapacity on an electricity market, one
should take account of the fact that, for a number of
physical and technical reasons, network operators
consider that the total installed generation capacity
should always exceed the average cold spell peak
demand by a certain amount, know as the ‘capacity
margin’.

179. They submit that the capacity margin in E & W would be
at present 20,3 % (16), which is not high, both compared
to its past values (it has always been above 20 % except
in year 1995/1996, where it fell to 18 %) and to values
in other European countries (see chart below).
Futhermore, the capacity margin is expected to stay
within the range 18 % to 22 % within the foreseeable
future.

180. They also submit that adding mothballed plants in the
capacity margin estimate would not significantly change
the result, as one should take account of the fact that
many mothballed plants could not easily be brought back
to the network, and that therefore, if one takes only
account of plants that could be brought back in
reasonable time and within reasonable expenses, the
capacity margin would increase only to 23,4 % (17).

Table 12

Capacity margin in EU countries in 2002 (1)

Member State Capacity
(GW)

Peak demand
(GW)

Capacity margin
(%)

Austria 17,5 9 94

Belgium 15,5 13 19

Denmark 12,1 6,3 92

Finland 16,6 13,2 26

France 115 77 49

Germany 117 85 38

Greece 12 8,8 36

Ireland 5 4,2 19

Italy 74 51 45

Luxembourg 1,5 0,9 67

The Netherlands 20 17 18

Portugal 9,9 7,5 32

Spain 45 37 22

Sweden 30,8 26 18

United Kingdom 73 61 20

EU-15 564,9 416,9 36

(1) Charts submitted by the UK authorities. These figures exclude intercon-
nections and count hydrocapacity at full rate.

181. Finally, as regards Scotland, the UK authorities submit
that the current capacity margin there is about 71 %,
but that, if one excludes the interconnector capacity
from this figure, as would be consistent with the fact
that figures for E & W include this interconnector
capacity, then the capacity margin falls to 33 %. They
also submit that there is no mothballed capacity in
Scotland.

182. The UK authorities conclude from the above that there is
no significant overall structural overcapacity on the
British electricity market, and that there will be none in
the foreseeable future. They conclude therefore that there
is no need for compensatory measures to the restruc-
turing plan.

c. Capacity reductions would be unefficient and more costly
for the State

183. The UK authorities submit that closing nuclear plants
would have a number of detrimental effects.

184. The first of these aspects would be an increase in elec-
tricity prices, that would range between GBP 1/MWh if 2
GW of BE nuclear power was to be removed from the
network to GBP 3/MWh if all BE nuclear plants were to
be closed. According to the UK authorities, this would
result in a cost to customers ranging from about
GBP 350 million p.a. if 2 GW of BE nuclear power
were to be removed from the network to about
GBP 1 000 million if all BE nuclear plants were to be
closed.

185. The second aspect would be an increase of the nuclear
liabilities cost to the tax payers. This increase would be
due to the fact that BE would not be able to fund part of
these liabilities out of its cashflow and to the fact that
some of these liabilities would have their net amount
increased, as they would have to be either processed
earlier than foreseen, in already fully booked reprocessing
facilities or to be stored in an expensive way for years
before they are managed.
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186. The third aspect would be a detrimental impact on
environment, as a large amount of CO2 free generation
capacity would be removed from the network. The UK
authorities submit that from 5,2 to about 30,9 (18) about
more mtpa of CO2 would be released in the atmosphere.

187. To end with, the closure of nuclear capacity would also
have a detrimental impact on the diversity of fuel supply
in Great Britain, thus increasing heavily the UK's
dependence of gas (and to a lower extent coal).

Commission's preliminary analysis

188. First of all, the Commission shares the view that the UK
electricity network is largely independent from the rest of
the Union's network. At this stage, it seems that the
relevant geographic market may be regional or national
and may be restricted to the UK electricity market in
application of footnote 20 of the guidelines (19). The
Commission notes that this market is not negligible at
Community and at EEA level, nor is BE's share of it
negligible. Point 36, second sentence, of the guidelines
therefore does not apply to the case.

189. The Commission also notes that the reduction or limi-
tation of BE's presence on the market is not likely to
create a monopoly or a tight oligopoly on the UK elec-
tricity market, in view of the great level of competition
on the market induced by the existence of the NETA in
E & W, which is by far the largest part of the UK elec-
tricity market.

190. At this point of its analysis, the Commission does not see
any other reason to believe that such a reduction or
limitation could create any other sort of ‘manifest deterio-
ration in the structure of the market’. The Commission
therefore doubts that point 38 of the guidelines could be
applied to the case.

191. In view of the above, the Commission must consider the
effect of the aid on competitors and examine the
necessity to require compensatory measures to mitigate
this effect, and the form these measures should take, if
any.

a. Impact of the aid on competitors

192. The Commission takes good note of the UK authorities'
reasoning as regards the impact of the restructuring plan
on BE's competitors.

193. In particular, at this stage of its analysis, the Commission
considers that it is indeed likely that BE's nuclear plants'
rank in the SRMC scale will not be affected by the aid.

194. However, the Commission has doubts as to whether one
can conclude from this that the aid has no impact on
competitors.

195. Firstly, the Commission considers that, even if the
ranking of BE's plants in the SRMC scale is likely not
to be affected by the aid, the value of their SRMC itself
will be diminished as the consequence of the more

favourable contracts for the supply of fuel concluded
with BNFL.

196. As the price at which generators sell their electricity is
linked to their costs, and in particular their SRMC, such
an effect on BE's SRMC may result in a decrease in elec-
tricity market prices, especially if one takes account BE's
rather large market share.

197. The Commission considers that such a decrease in elec-
tricity prices would have a direct effect on competitors.
Indeed, even if their ranking in the SRMC scale and hence
their ability to generate would not be affected by the aid
as the UK authorities claim, the profit they can make out
of the electricity they sell would be decreased, thus
affecting at least their cash flow, if not their viability.

198. In addition, the restructuring package is likely to have an
impact on the break-even point of BE and may place BE
in a more favourable situation vis-à-vis its competitors. In
order to be able to assess the extent of the impact of the
aid on BE's competitors, the Commission would need
data on the break-even point of BE before and after the
restructuring in comparison with the break-even point of
its main competitors.

199. On the basis of the above, the Commission doubts that it
can be held that the restructuring aid has no effect on
BE's competitors. It is therefore necessary to examine the
need for compensatory measures.

200. In order to analyse whether compensatory measures are
mandatory or preferable, and what form they should
take, the Commission must first examine whether there
is a structural overcapacity on the relevant market.

b. Existence of structural overcapacity on the relevant market

201. At this stage of its analysis, the Commission considers
that, in view of the physical specificity of electricity, like
the fact that it cannot be stored, and of the enormous
disturbance that electricity black-outs would create both
for the economy and to citizens' everyday life, it is
relevant to consider that the notion of overcapacity for
the electricity market should include a sufficient capacity
margin such as to allow the network operator to satisfy
the demand under any reasonable scenario of peak
demand that can be expected to arise in winter.

202. The Commission also takes good note that, in this
respect, the value of the capacity margin in E & W,
which represents by far the majority of the UK market,
is not particularly high, both as compared to historical
values and to values in other countries. However, the
Commission also notes that there seems to be little
room to decrease the capacity margin to the slightly
lower value it had in 1995/1996 or to the values it
has in a few other EU Member States.

203. The Commission therefore considers that, at this stage of
its analysis, although it seems that the capacity margin on
the UK electricity market is not particularly high as
compared to values observed elsewhere, it cannot
totally exclude that there is no structural overcapacity
on this market. This preliminary conclusion would not
be affected in view of table 12 if overcapacity had to be
assessed at EU level.
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(18) Depending on whether only 2GW of BE nuclear capacity or the
whole BE nuclear capacity is withdrawn from the network.

(19) The reasoning which follows could also apply if E & W and
Scotland had to be considered as the relevant geographic
markets in the present case.



c. Relevance and form of potential compensatory measures

204. The guidelines state that, where there is a structural over-
capacity on the market, compensatory measures are
mandatory for a restructuring aid to be approved, and
should take the form of an irreversible reduction of
production capacity. In view of the above, the
Commission notes that it cannot exclude the possibility
that a slight structural overcapacity exists. In case it
would, the Commission notes that the absence of
compensatory measure in the restructuring plan as
submitted by the UK authorities would certainly be
incompatible with the guidelines provisions.

205. If, on the other hand, there is no structural overcapacity
on the market, then the Guidelines provide that the
Commission ‘will nevertheless examine whether
compensatory measures should be required’. In this
case, however, compensatory measures do not have to
take the form of irreversible reduction of production
capacity, but may take other forms, like for instance
the transfer of assets to other operators. In any event,
the type of compensatory measures has to be determined
depending on the effects of such measures on the
competition situation.

206. In the present case, in view of the high degree of
competition on the market, and of the very large
amount of aid to be granted, the Commission doubts
that the aid could be approved without any
compensatory measure being offered (20).

207. The Commission acknowledges that such compensatory
measures would however have to take account the need
to preserve the necessary capacity margin in the UK.

208. To end with, the Commission takes note of the UK auth-
orities' arguments as regard the inefficiency of
compensatory measures in the form of closure of
nuclear plants in particular as regards environmental
purposes and security of supply.

209. The Commission however has doubts that these
arguments can be considered as relevant in the present
context. Besides, the Commission notes that they apply
only to nuclear plants, and therefore not to Eggborough's
coal-fired plant, and that they apply only to
compensatory measures in the form of plant closures,
and therefore not to other forms of compensatory
measures. To end with, the Commission considers that
the need to adopt State support measures to address
those specific policy considerations has not sufficiently
been argued, developed and proved by the UK authorities
in their notification.

3.2.4. Proportionality to restructuring costs and benefits

210. The amount and intensity of the aid must be limited to
the strict minimum needed to enable restructuring to be
undertaken and must be related to the benefits

anticipated from the Community's viewpoint. Therefore,
the investors must make a contribution to the restruc-
turing plan from their own resources. Moreover, the way
in which the aid is granted must be such as to avoid
providing the company with surplus cash which would
be used for aggressive, market-distorting activities not
linked to the restructuring process.

Opinion of the UK authorities

211. In their notification, the UK authorities write that the
estimates of the value of the aid are subject to
considerable uncertainty. They refer in particular to the
aid related to the discharge of nuclear liabilities. Both the
costs of the nuclear liabilities relieved and BE's
contribution to those costs are highly uncertain. The
discharge of the liabilities will occur over extremely
long time periods. For example, BE would not expect
to begin dismantling an AGR until at least 85 years
after a station has ceased generating, while spent fuel
management must continue indefinitely. In addition,
there are many tasks, including the decommissioning of
AGRs, for which there is to date no direct experience.

212. The UK Government has therefore notified the classes of
liabilities and expenditure required to discharge those
liabilities rather than the current estimated values of the
cost of discharging those liabilities. The form of the aid is
fixed and cannot be altered going forward. In the short
term, the cost to the UK Government is estimated to
average between GBP 150 million to GBP 200 million
per annum for the next 10 years and to fall thereafter.
They come to a net present value of GBP 3 298 million
and have estimated the future cash payments as being
equal to GBP 10 402 million. The UK authorities have
added that despite the uncertainty relative to the amount,
the aid can be considered limited to the minimum
necessary for the following reasons. When BE's financial
difficulties became acute last autumn, the UK
Government was faced with three possible scenarios:

— a solvent restructuring of BE,

— sale of stations to a third party, and

— UK Government ownership following insolvency
proceedings.

213. In assessing these scenarios, the UK Government had the
following objectives:

— the need to preserve safety of the nuclear power
stations and the safe management of the nuclear
liabilities,

— maximising the value of the stations to the economy
over the rest of their useful lives, as well as their value
as generating capacity which avoids CO2 emissions,
and

— minimising the amount of aid.
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214. The aid value is difficult to precisely estimate. According
to the UK Government, the latter has sought to balance
the need to minimise the total amount of aid with the
need to ensure financial robustness against plausible
downside risks, such as price movements or unplanned
station outages. The UK Government has further sought
to avoid the creation of perverse incentives on the
management of the business through the removal of
liabilities and has put in place more robust arrangements
for the long-term management of those liabilities. The UK
Government has also acted to avoid the costs and
disruption to the business of insolvency.

215. Finally, the UK Government argues that since the aid
related to the discharging of nuclear liabilities only
relieves historically incurred costs, BE carries all its
ongoing costs. There is, therefore, no ongoing subsidy
to BE. It adds that the opted out solution takes into
account the existing tension between limiting the
amount of aid and ensuring robustness to downside
risks. The means by which that tension is resolved is
the provision for BE to make payments under the
clawback mechanism, in perpetuity, normally equating
to 65 % of its free cash flow into the NLF. The
objective of this provision is to ensure that BE's
contributions to the NLF are increased if BE's financial
performance improves.

216. Under the arrangements for the operation of the NLF, the
UK Government proposes to put in place a series of
controls and incentives to ensure that BE runs its
nuclear stations as though it were exclusively responsible
for the discharge of the nuclear liabilities notwithstanding
the aid package. These controls and incentives should
ensure, for example, that BE is not enabled to make
changes to operating practices which increase operating
revenues but result in higher nuclear liabilities and thus
additional expenditure borne by the UK Government.

Commission's preliminary analysis

217. The Commission is of the opinion that it is not possible
to conclude at this stage that the aid is limited to the
minimum within the meaning of points 40 and 41 of the
guidelines. As previously said the Commission doubts
that Measures B, C and G do not contain any aid
element and cannot conclude that the aid package by
the UK Government is limited to measure A (nuclear
liabilities). Without knowing the extent of the aid
package, it is therefore not possible to conclude that
the aid is limited to the minimum.

218. Besides, as laid down by the UK Government, the value
of measure A is difficult to estimate since both the costs
of the nuclear liabilities relieved and BE's contribution to
those costs are unknown. For the liabilities related to
spent fuel, the totality of the costs will be taken over
by the UK Government. The clawback mechanism
which determines BE's participation in the funding of
the new NLF relates to the decommissioning liabilities
and contains a certain uncertainty as to the level of
funding by BE and the level of shortfall eventually to
be covered by the UK Government.

219. Consequently, in particular, in view of the uncertainty as
regards their extent and value, the Commission can not
determine whether the aid amounts granted are
proportional to the costs and benefits of the restruc-
turing.

3.2.5. Full implementation of the restructuring plan

220. The company must fully implement the restructuring
plan submitted to the Commission. The UK Government
has committed to fully implement the restructuring plan
if approved.

3.2.6. Monitoring and annual report

221. If the aid package is approved, the UK Government is
committed to providing to the Commission a report not
later than six months after the approval of the aid
package and thereafter annual reports so that the
Commission can monitor BE's progress until the
position has stabilised to a point at which the
Commission no longer feels the need for further reports.

3.2.7. Other provisions of the Guidelines

222. Finally, given the large amount of the aid, the sector
concerned, and other specificities of the case, the
Commission doubts if it should not make use in
particular of points 42 and 44 of the guidelines which
have not been referred to by the UK authorities.

3.3. Euratom Treaty

223. According to the UK authorities, the aims of the
measures are, amongst others, to preserve the safety of
nuclear power stations, to ensure the safe management of
the nuclear liabilities, to enhance security of supply by
maintaining diversity of fuel sources in Great Britain as
well as to avoid carbon dioxide emissions.

224. It appears that these objectives are pursued by the
Euratom Treaty. This Treaty was agreed notably to
guarantee a certain security of supply (21) while at the
same time creating the conditions of safety and
security. As it was confirmed by the Court of Justice,
nuclear safety is a Community competence which must
be linked to the protection against the dangers arising
from ironising radiations, laid down in Article 30,
Chapter 3, Euratom Treaty, relating to health and
supply (22).

225. The Commission needs to check whether the measures
may be necessary to fulfil these objectives and whether
they distort or threaten to distort competition in the
internal market. Article 305(2) of the EC Treaty lays
down that, ‘the provisions of this Treaty shall not
derogate from those of the Treaty establishing the
European Atomic Energy Community’. However, at this
stage, the UK authorities have not sufficiently explained
whether and how the measures take account of them.
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(21) See in particular, its recital 3 where it claims, ‘Resolved to create
the conditions necessary for the development of a powerful nuclear
industry which will provide extensive energy resources, . . .’.

(22) Ruling of the Court of Justice dated 10 December 2002, Case
C-29/99.



IV. CONCLUSIONS

226. In the light of the foregoing considerations, the
Commission, acting under the procedure laid down in
Article 88(2) of the EC Treaty, requests the United
Kingdom to submit its comments and to provide all
such information as may help to assess the aids/measures,
within one month of the date of receipt of this letter. It
requests your authorities to forward a copy of this letter
to the potential recipient of the aid immediately.

227. The Commission wishes to remind the United Kingdom
that Article 88(3) of the EC Treaty has suspensory effect,
and would draw your attention to Article 14 of Council
Regulation (EC) No 659/1999, which provides that all
unlawful aid may be recovered from the recipient.

228. The Commission warns the United Kingdom that it will
inform interested parties by publishing this letter and a
meaningful summary of it in the Official Journal of the
European Union. It will also inform interested parties in

the EFTA countries which are signatories to the EEA
Agreement, by publication of a notice in the EEA
Supplement to the Official Journal of the European Union
and will inform the EFTA Surveillance Authority by
sending a copy of this letter. All such interested parties
will be invited to submit their comments within one
month of the date of such publication.

229. This decision is without prejudice to the application of
the Euratom Treaty. As already stated, the measures in
question, notably measures A and B, have to be assessed
in view of the objectives of the Euratom Treaty and in
view of its possible impact on competition in the internal
market. Therefore, the Commission requests the United
Kingdom to provide all such information as may help to
assess the measures, notably measures A and B, in the
light of the objectives of the Euratom Treaty and in view
of its possible impact on competition in the internal
market.“
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ARCURI Rosalba
ARDITTIS Ioanna
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AUDEZ Brigitte
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BAEKE Florence
BANNEUX Dominique
BASTIAN Eva
BASTIEN Elisabeth
BASTIN Laurence
BAUDOUIN Alexandre
BELIARD Elise
BELIN Sophie
BELLET Christine
BENGHIDA Ouarda
BERLANGER Laurence
BERNARD Thalie
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BERSOT François
BETHUME Danielle
BEUMIER Françoise
BIDON Regine
BIHAN Dominique
BILLAUX (KOMAN) Ilona
BIZET Valerie
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BOISAUBERT Anne
BORGOTTI Isabelle
BOROT (AUBERT) Patricia
BOSSUROY Melanie
BOUAJAJA Houria
BOUARD Isabelle
BOULART Evelyne
BOUTTIAU Manuele
BOUVY Anne
BRONCHART Benedicte
BRONLET Irene
BRUNETEAU Athelstane
BUCHET Marie
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CANGA PÉREZ Esther
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CARTON Joelle
CAULLET Dominique
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CAUWE Emmanuelle
CHATEL Cecile
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COLLIGNON Anne
COMBE Martine
CORNETTE Marie
COSSU Maria
COUNE Genevieve
CUCINOTTA Maria-Letizia
DANG-PHUOC-VINH Isadora
DANSE Nathalie
DA-ROS Magali
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DE CONINCK Anne
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DE LOMBAERDE Annick
DE NUTTE Florence
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DE WOLF Cecile
DEBRAY Isabelle
DECRE Andree
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DEKOSTER Annick
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DELHOUX Brigitte
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DEMONT Jeanne
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DEPOVERE Veronique
DETRIXHE Helena
DEWULF (DISCRY) Cora
D'HORAENE Sandrine
DI LEO Concetta
DI MEO Palmina
DI PAOLANTONIO Ingrid
DIEUDONNE Stephanie
DISANT Sylvie
DOLET Laurence
DORE-PORQUEDDU (PORQUEDDU) Rosalia
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DUBOIS Cathy
DUBOIS Laurence
DUFRASNE Françoise
DULIEU Kathia
DUMAZER Marina
DUPONT Claude
DURIEZ Marigael
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FARDELLI (BOLLAERTS) Christine
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HOOGHE Celine
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HOUBAR Anne
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HUGUET Christine
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ILTIS Valerie
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KLEINSCHMAGER Matthieu
LADSOUS Pascale
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LE MAIRE Viviane
LEBRUN Christine
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LENAERTS Marion
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LORANG Christian
LUDEWIG (RODRIGUES) Isabelle
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MALINGUE Maryline
MANFREDI Sandra
MARBAIX Nicole
MARCHANT Nathalie
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MARION Catherine
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MARTIN Agnes
MASSET Patricia
MATHU Laurence
MATTERN Annick
MAXWELL Linda
MAY Françoise
MAZINGANT Isabelle
MEURISSE Nadine
MIGNOLET Sarah
MINOUX Anne-Lyse
MIRABELLA Gaetana
MOES Anne
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WEISSWANGE Catherine
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BAHL Michaela
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BEILER Christina
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DAHLEM Julia
DENIS-GROSS Stefanie
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DIRIM Ursula
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ERTEL Sigrid
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FREITAG Birgit
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JÄGER Thomas
JÄGER Andrea
JAKOB Stefanie
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KNIPP Ellen
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LASKOWSKI Simone
LECHNER Helmut
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LUTZ Sylvia
MAASS Esther
MARAITE Tatjana
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NITSCHE Susan
OPRIEL Kirsten
PAULUS Monika
PETTERA Isabel
PFEIFLE Angelika
PÖLCHER Ulrike
POSDZICH Christina
POSTNER Sonja
PRIST Beatrix
PROIETTI Laura
REIS Alexandra
RIEDIG Jacqueline
ROHRICH Claudia
ROJANSKI Isabelle
RÜCKER Marta
SÄLZER Alexandra
SANNER Sylvia
SCHMIDT Eva
SCHMIDT Johanna
SCHNEIDER Andrea
SCHNEIDEREIT Iris
SCHOLLERER Heidemarie
SCHUMANN Regina
SCHWARA Petra
SCHWIDROWSKI Anja
SMITH Danielle
SPIEKER Dorothee
STRATZ Stephanie
STREICH Solveig
SUHRCKE Andrea
TERHECHTE Antje
THIEL Sarah
THIELE Silke
TRISCHAK Waltraud
VALENTA Ariane
VAN PETEGHEM Christina
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WAGNER Carmen
WANDERS Nicole
WEHRHEIM Christine
WEICHHOLD Daniela
WEISSEL Sylke
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WIEDECKE Christiane
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AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON VORSCHLÄGEN

(GD EAC/45/03)

(2003/C 180/07)

1. POLITISCHER HINTERGRUND

Vorbereitung der Umsetzung des Aktionsplans für Spra-
chenlernen und Sprachenvielfalt

Im Zug des Europäischen Jahres der Sprachen 2001 wurden
Informations- und PR-Maßnahmen durchgeführt, um in allen
Mitgliedstaaten den Erwerb von Fremdsprachen zu fördern.
Mittlerweile hat die Europäische Kommission den anderen EU-
Institutionen einen Bericht über die Durchführung des Europäi-
schen Jahres der Sprachen vorgelegt (1).

Das Europäische Parlament forderte im Dezember 2001 Maß-
nahmen zur Förderung des Sprachenlernens und der sprach-
lichen Vielfalt (2). Am 10. Januar 2002 ersuchte der Rat (Bil-
dung) die Mitgliedstaaten, konkrete Maßnahmen zur Förderung
der sprachlichen Vielfalt und des Sprachenlernens zu ergreifen,
und forderte die Kommission auf, bis Anfang 2003 entspre-
chende Vorschläge auszuarbeiten (3). Im März 2002 forderten
die Staats- und Regierungschefs in Barcelona weitere Maßnah-
men zur Verbesserung der Fremdsprachenkenntnisse, insbeson-
dere durch Fremdsprachenunterricht in mindestens zwei Spra-
chen vom jüngsten Kindesalter an.

Die Kommission leitete daraufhin im November 2002 eine
Konsultation ein. Im Konsultationspapier, einem Arbeitsdoku-
ment der Kommissionsdienststellen, wurden alle interessierten
Kreise dazu aufgerufen, Stellungnahmen zur Form künftiger
Aktionen im Bereich Fremdsprachenlernen und -unterricht ab-
zugeben (4). Es wurden drei Schlüsselbereiche für Maßnahmen
festgelegt:

— Schaffung eines sprachenfreundlicheren Umfelds,

— Verbesserung und Ausweitung des lebenslangen Lernens
und

— Verbesserung des Fremdsprachenunterrichts.

Auf der Grundlage der eingegangenen Antworten wird die
Kommission 2003 einen Aktionsplan zum Thema Sprachen-
lernen und sprachliche Vielfalt veröffentlichen.

2. GEGENSTAND DER AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG
VON VORSCHLÄGEN

Das Ziel dieser Aufforderung sind folgende Tätigkeiten:

2.1. Verbreitung von Informationen und Sensibilisierung be-
züglich des Potenzials bestehender Programme und Aktio-

nen für die Förderung von Regional- und Minderheiten-
sprachen:

Projekte, die Regional- und Minderheitensprachen betref-
fen, sollen nicht wie bisher außerhalb der großen Pro-
gramme, sondern im Rahmen bestehender Programme
und Maßnahmen der Gemeinschaft finanziell unterstützt
werden.

Deshalb müssen die Akteure in den Sprachgemeinschaften
über die bestehenden Finanzierungsmöglichkeiten in den
Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Jugend, Me-
dien, Kultur, regionale Entwicklung usw. beraten und in-
formiert werden. Außerdem wäre es hilfreich, einen Aus-
tausch bewährter Verfahren zwischen verschiedenen
Sprachgemeinschaften zu etablieren.

Als Zuschussempfänger kommen beispielsweise infrage:
lokale/regionale Stellen; auf dem Gebiet der Regional-
und Minderheitensprachen tätige Vereinigungen;
„Language Boards“; Forschungszentren sowie sonstige Ein-
richtungen, die an der Förderung von Regional- und Min-
derheitensprachen mitwirken.

Projekte, die den Aufbau von Foren für den Informations-
austausch, die Erstellung von Veröffentlichungen oder die
Organisation von Seminaren und Konferenzen zu einem
breiten Spektrum von Themen beinhalten, werden daher
besonders begrüßt.

2.2. Aufbau von Netzen zur Vorbereitung der Umsetzung des
künftigen Aktionsplans für Sprachenlernen und Sprachen-
vielfalt:

Die Kommission hat engagiert darauf hingewirkt, dass sich
ein möglichst breites Spektrum der Gesellschaft an den
Vorarbeiten für den Aktionsplan beteiligt. Für die Umset-
zung des Aktionsplans strebt sie eine ebenso umfangrei-
che Beteiligung an.

Die praktische Umsetzung des Aktionsplans der Kommis-
sion auf lokaler, regionaler, nationaler und europäischer
Ebene und die Mitarbeit der Mitgliedstaaten werden er-
leichtert durch die Mobilisierung von Akteuren, die in
Schlüsselbereichen tätig und derzeit unterrepräsentiert
sind bzw. im Bereich der Förderung des Fremdsprachen-
erwerbs und der Sprachenvielfalt bisher nicht sehr aktiv
waren. Diese maßgeblichen Gruppen müssen die spra-
chenpolitischen Ziele der Gemeinschaft verstehen, sie
müssen sich so organisieren, dass ihre Stimme Gehör fin-
det und sie Erfahrungen untereinander austauschen kön-
nen, und sie müssen dazu motiviert werden, diese Ziele in
ihrem eigenen Arbeitsbereich zu unterstützen und zu ver-
folgen.

Außerdem muss die Entwicklung effizienter, wirksamer
Netze und Verbände angestoßen werden, um in den Fach-
kreisen bestimmter Schlüsselbereiche einen europawei-
ten Austausch bewährter Verfahren zu erreichen.

Nach Auffassung der Kommission sind europäische Ver-
bände bzw. Netze hierfür ein geeignetes Instrument.
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Zielgruppen

Als Begünstigte kommen insbesondere Verbände, Einrichtun-
gen oder sonstige Zusammenschlüsse der folgenden Akteure
infrage:

— Aufsichtsbeamte für den Sprachunterricht,

— Ausbilder von Sprachlehrern bzw. Ausbildungseinrichtun-
gen für Sprachlehrer,

— im Bereich Sprachtests tätige Personen (alle Ebenen),

— Lehrer aus allen Mitgliedstaaten, die dort Sprachen „als
Fremdsprachen“ unterrichten,

— Einrichtungen mit Ressourcen für das Sprachenlernen (z. B.
Schulen, öffentliche Bibliotheken, Sprachzentren von Hoch-
schulen, lokale Lernnetze und Erwachsenenbildungseinrich-
tungen),

— informelle Clubs für Menschen, die Sprachen lernen (ins-
besondere für Anfänger),

— Kommunalverwaltungen, die im Bereich Förderung des
Sprachenlernens und der Sprachenvielfalt aktiv sind,

— Organisationen (Bildungseinrichtungen, Unternehmen), die
Fremdsprachen im Rahmen der Berufsbildung unterrichten,

— Organisationen, die den Erwerb von Fremdsprachen unter
Studierenden aller Fachrichtungen fördern.

Außerdem kommen insbesondere Verbände, Einrichtungen
oder Zusammenschlüsse der folgenden Gruppen von Fachleu-
ten infrage:

— Personen, die Menschen mit besonderen Bedürfnissen in
Fremdsprachen unterrichten,

— im Bereich „frühes Fremdsprachenlernen“ tätige Personen,

— Personen, die für den Fremdsprachenerwerb Konzepte der
mehrsprachigen Verständigung anwenden oder entwickeln,

— Personen, die über Erfahrungen mit europäischen Koope-
rationsprojekten im Bereich Fremdsprachenunterricht ver-
fügen.

Tätigkeiten

Die Projekte sollten folgende Tätigkeiten beinhalten:

— Beurteilung des Bedarfs für einen Verband oder ein Netz für
eine der oben genannten Gruppen von Akteuren,

— Skizzieren der potenziellen Ziele und Arbeitsmethoden ei-
nes solchen Zusammenschlusses,

— Zusammenführen von Personen und Organisationen, die an
der Einrichtung eines solchen Zusammenschlusses interes-
siert sind,

— bei Bedarf Einrichtung eines solchen Zusammenschlusses.

3. GESAMTBUDGET

Insgesamt stehen im Rahmen dieser Aufforderung etwa
1 318 400 EUR zur Unterstützung von Aktivitäten zur Ver-
fügung. Der Gemeinschaftszuschuss deckt üblicherweise bis
zu 50 % der zuschussfähigen Kosten ab. Es werden voraussicht-
lich 5 bis 10 Projekte gefördert.

Die Finanzhilfe wird jeweils zwischen 125 000 und
250 000 EUR betragen.

4. HÖCHSTDAUER DER PROJEKTE

Zwei Jahre.

Die Tätigkeiten beginnen im Dezember 2003.

Es können nur Kosten berücksichtigt werden, die nach dem
1. Dezember 2003 anfallen.

5. AUSWAHLKRITERIEN

5.1. Zulassungskriterien

Es können nur Vorschläge berücksichtigt werden, die auf dem
(vollständig ausgefüllten) offiziellen Antragsformular und inner-
halb der festgelegten Frist (siehe Ziffer 10.3) eingereicht wer-
den.

An den vorgeschlagenen Maßnahmen sollten mindestens vier
der unter Ziffer 5.5.2 genannten Länder, davon mindestens drei
EU-Mitgliedstaaten, teilnehmen. Die Teilnahme wird durch eine
Verpflichtungserklärung der Partnereinrichtungen bestätigt
(Originalunterschriften erforderlich).

5.2. Teilnahmeberechtigte Gruppen und Einrichtungen

5.2.1. Nur die in Ziffer 2 genannten Zusammenschlüsse sind
teilnahmeberechtigt.

5.2.1.1. Einzelpersonen sind nicht teilnahmeberechtigt.

5.2.2. Sowohl die als Koordinator/Projektträger auftretende
Organisation als auch die Partnerorganisationen müs-
sen ihren Sitz in einem der 15 Mitgliedstaaten der
Europäischen Union oder in einem der folgenden Län-
der haben: Island, Liechtenstein, Norwegen, Bulgarien,
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien,
Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn,
Zypern.

5.2.3. Die Antragsteller müssen nachweisen, dass sie sich
nicht in einer der in Artikel 93 und 94 der Haushalts-
ordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften (5) genannten Situationen befin-
den (siehe Ziffer 6).
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5.3. Nachweis der fachlichen und finanziellen Leistungs-
fähigkeit

Dem Antragsformular sind folgende Unterlagen beizufügen:

5.3.1. Gewinn- und Verlustrechung sowie Bilanz für das letzte
abgeschlossene Geschäftsjahr,

5.3.2. Lebensläufe der für das Projekt verantwortlichen Per-
sonen in den einzelnen Partnereinrichtungen,

5.3.3. Kopie der Satzung oder der Gründungsurkunde der An-
trag stellenden Einrichtung sowie eine Kopie der amtli-
chen Eintragung, außer bei öffentlichen oder halböffent-
lichen Einrichtungen (vorzulegen in einer der elf EU-
Amtssprachen),

5.3.4. eidesstattliche Erklärung des Antragstellers über seine
Rechtspersönlichkeit und über seine finanzielle und
fachliche Fähigkeit, das vorgeschlagene Projekt durch-
zuführen,

5.3.5. eidesstattliche Erklärung des Antragsstellers, dass er sich
nicht in einer der in Artikel 93 und 94 der Haushalts-
ordnung genannten Situationen befindet (siehe Fußnote
5),

5.3.6. vom Begünstigten ausgefülltes und von der Bank bestä-
tigtes Formular mit den Bankangaben (Originalunter-
schriften soweit erforderlich),

5.3.7. Verpflichtungserklärungen der Partnerorganisationen
(Originalunterschriften soweit erforderlich).

6. AUSSCHLUSSKRITERIEN

Von der Teilnahme an dieser Aufforderung zur Einreichung
von Vorschlägen ausgeschlossen werden Antragsteller,

6.1. die sich im Konkursverfahren, in Liquidation oder im ge-
richtlichen Vergleichsverfahren befinden oder ihre gewerb-
liche Tätigkeit eingestellt haben oder sich aufgrund eines
in den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer ver-
gleichbaren Lage befinden;

6.2. die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen
bestraft worden sind, welche ihre berufliche Zuverlässig-
keit infrage stellen;

6.3. die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere
Verfehlung begangen haben, welche vom Auftraggeber
nachweislich festgestellt wurde;

6.4. die ihrer Pflicht zur Entrichtung von Sozialversicherungs-
beiträgen, Steuern oder sonstigen Abgaben nach den

Rechtsvorschriften des Landes ihrer Niederlassung, des
Landes des Anweisungsbefugten oder des Landes, in dem
die Projektarbeit laut Finanzhilfevereinbarung ausgeführt
wird, nicht nachgekommen sind;

6.5. die rechtskräftig wegen Betrug, Korruption, Beteiligung an
einer kriminellen Vereinigung oder einer anderen gegen
die finanziellen Interessen der Gemeinschaften gerichteten
Handlung verurteilt worden sind;

6.6. bei denen im Zusammenhang mit einem anderen Auftrag
oder einer Finanzhilfe aus dem Gemeinschaftshaushalt
eine schwere Vertragsverletzung wegen Nichterfüllung ih-
rer vertraglichen Verpflichtungen festgestellt worden ist;

6.7. die sich in einem Interessenkonflikt befinden;

6.8. die im Zuge der Mitteilung der vom öffentlichen Auftrag-
geber für die Teilnahme an der Ausschreibung verlangten
Auskünfte falsche Erklärungen abgegeben haben oder die
verlangten Auskünfte nicht erteilt haben.

Gegenüber Bewerbern, auf die einer der oben genannten Aus-
schlussgründe zutrifft, kann der öffentliche Auftraggeber ver-
waltungsrechtliche oder finanzielle Sanktionen verhängen,
nachdem sie zuvor Gelegenheit zur Äußerung erhalten haben.

Diese Sanktionen können darin bestehen, dass

— der betreffende Bewerber für eine Höchstdauer von fünf
Jahren von den Aufträgen und Finanzhilfen aus dem Haus-
halt ausgeschlossen wird;

— im Fall des Artikels 93 Absatz 1 Buchstabe f) der Haus-
haltsordnung eine finanzielle Sanktion gegen den Begüns-
tigten und in besonders schwerwiegenden Fällen des Arti-
kels 94 eine finanzielle Sanktion gegen den Bewerber ver-
hängt wird; die finanzielle Sanktion darf den Auftragswert
nicht überschreiten.

Die Sanktionen bestimmen sich nach dem Umfang der Finanz-
hilfe und der Schwere der Verfehlung.

7. GEWÄHRUNGSKRITERIEN

Anträge, die den Auswahlkriterien entsprechen, werden anhand
verschiedener Gewährungskriterien und unter Berücksichtigung
bestimmter Prioritäten bewertet:

— Klarheit der Zielsetzungen im Arbeitsprogramm,

— Kenntnisse und Erfahrungen der Mitglieder der Partner-
schaft in den betreffenden Bereichen,
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— europäische Dimension des Projekts, d. h. inwieweit es ei-
nen Mehrwert für die Europäische Gemeinschaft erbringt
(z. B. Aufbau Länder übergreifender Partnerschaften und
Potenzial für die Weitergabe von Wissen, Erfahrungen
und bewährten Verfahren an andere),

— vorgesehene Formen der Zusammenarbeit,

— keine inhaltlichen Überschneidungen mit dem Geltungs-
bereich anderer EU-Programme (6).

7.1. Beitrag zu politischen Querschnittszielen

Die angestrebten Ergebnisse werden im Hinblick auf ihre po-
tenzielle Wirkung in folgenden Bereichen bewertet:

— Chancengleichheit von Frauen und Männern,

— Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen,

— Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit,

— wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt.

7.2. Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse

Die Kommission legt besonderen Wert auf die vorgesehenen
Strategien und Methoden zur Verbreitung der Ergebnisse und
auf die Nutzung der neuen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien.

8. ZAHLUNGSBEDINGUNGEN

Die Gemeinschaftszuschüsse sind Anreize für die Umsetzung
von Projekten, deren Durchführung ohne Unterstützung durch
die Kommission nicht möglich wäre, und basieren auf dem
Grundsatz der Kofinanzierung. Sie ergänzen den finanziellen
Eigenbeitrag des Antragstellers und/oder die nationalen, regio-
nalen und lokalen Finanzhilfen, die anderweitig gewährt wer-
den. Das geförderte Projekt darf keine anderen Gemeinschafts-
mittel für ein und dieselbe Maßnahme erhalten.

8.1. Die Kommission übernimmt bis zu 50 % der förderfähi-
gen Kosten (siehe Ziffer 3).

8.2. Der Zuschussantrag muss einen ausführlichen Finanzplan
umfassen (Modell im Anhang des unter Ziffer 10.2 ge-
nannten Antragsformulars).

8.3. Mit der Finanzhilfe darf der Empfänger keinen Gewinn
anstreben oder erzielen. Unter Gewinn ist Folgendes zu
verstehen: Überschuss der Gesamteinnahmen gegenüber
den Kosten der fraglichen Maßnahme zum Zeitpunkt
der Einreichung des Antrags auf Auszahlung des Rest-
betrags der betreffenden Finanzhilfe.

8.4. Der dem Antrag beigefügte Finanzplan für das Projekt
muss in Ausgaben und Einnahmen ausgeglichen sein
und die für eine Finanzierung aus dem Gemeinschafts-

haushalt in Betracht kommenden Kosten deutlich auswei-
sen.

8.5. Der Antragsteller gibt alle sonstigen Quellen und Beträge
der Finanzierungen an, die er in dem betreffenden Rech-
nungsjahr für dieselbe Maßnahme oder andere Maßnah-
men oder im Rahmen seiner laufenden Tätigkeiten erhält
bzw. beantragt. Für ein und dieselbe Maßnahme kann
einem bestimmten Empfänger nur eine Finanzhilfe aus
dem Haushalt gewährt werden.

8.6. Zahlungsmodalitäten

Erste Vorfinanzierungszahlung in Höhe von maximal
40 % des Gesamtbetrags innerhalb von 45 Tagen nach
Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung durch beide
Parteien.

Zweite Vorfinanzierungszahlung in Höhe von 40 % des
Gesamtbetrags innerhalb von 45 Tagen nach Genehmi-
gung des Berichts über den Stand der Durchführung der
Maßnahme (Fortschrittsbericht) durch die Europäische
Kommission. Diese zweite Tranche wird erst nach Ver-
wendung von mindestens 70 % der vorherigen Tranche
ausgezahlt. Zahlung des Restbetrags innerhalb von 45 Ta-
gen nach Genehmigung des Abschlussberichts durch die
Europäische Kommission.

Aus der Schlussabrechnung, die dem Abschlussbericht als
Anhang beizufügen ist, müssen die tatsächlichen Aus-
gaben und Einnahmen hervorgehen. Der Zuschussempfän-
ger muss über die kofinanzierte Aktion Buch führen und
alle Originalbelege für Kontrollzwecke für einen Zeitraum
von fünf Jahren nach Ablauf der Vereinbarung aufbewah-
ren.

8.7. Zuschussfähige Kosten

Zuschussfähig sind ausschließlich die im Folgenden auf-
geführten Kosten, sofern sie ordnungsgemäß errechnet
wurden, marktüblichen Preisen entsprechen und feststell-
und nachprüfbar sind. Es muss sich hierbei um direkte
Kosten handeln, die bei der Durchführung des Projektes
entstehen, und die Kosten müssen für die Durchführung
des Projekts gemäß Vereinbarung notwendig sein. Ihre
Höhe muss angemessen und gerechtfertigt sein, und sie
müssen dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haus-
haltsführung (insbesondere im Hinblick auf das Preis-Leis-
tungs-Verhältnis und die Kostenwirksamkeit) entsprechen.
Die Kosten müssen während der Durchführung der Maß-
nahmen anfallen. Beispiele für solche Kosten:

— Personalkosten, die bei den Zuschussempfängern in
Verbindung mit der Umsetzung des Projekts laut Vor-
schlag anfallen (tatsächliche Gehälter plus Sozialabga-
ben),

— Reise-, Unterbringungs- und Aufenthaltskosten, die bei
der Projektdurchführung anfallen (Sitzungen, europäi-
sche Begegnungen usw.),

— Kosten im Zusammenhang mit der Organisation von
Konferenzen (z. B. Saalmiete, Dolmetschen usw.),

— Kosten für Veröffentlichungen und für die Verbreitung
von Informationen,
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— sonstige direkte Kosten gemäß näheren Angaben,

— im Rahmen der Durchführung des Projekts anfallende
indirekte Kosten können pauschal finanziert werden;
dieser Pauschalbetrag beträgt maximal 7 % der gesam-
ten förderfähigen Kosten.

8.8. Nicht zuschussfähige Kosten

Die folgenden Kosten sind nicht zuschussfähig:

— Sachleistungen,

— Kapitalanlagekosten,

— Verbindlichkeiten und damit verbundene Kosten,

— Rückstellungen für Verluste oder eventuelle spätere
Verbindlichkeiten,

— sonstige Zinsaufwendungen,

— zweifelhafte Forderungen,

— Wechselkursverluste,

— Mehrwertsteuer, sofern der Begünstigte diese nicht im
Rahmen anderer Maßnahmen oder Tätigkeiten abführt,

— übermäßige oder unbedachte Ausgaben,

— Vergnügungs- und Repräsentationskosten,

— Kosten für die Vertretung von an dem Projekt betei-
ligtem Personal,

— Ausgaben in Verbindung mit Reisen in Länder bzw.
aus Ländern, die nicht am Projekt teilnehmen, es sei
denn, diese Reisen wurden vorher ausdrücklich von
der Kommission genehmigt,

— externe Kofinanzierung mittels Immobilien.

9. VERGABE VON AUFTRÄGEN BZW. UNTERAUFTRÄGEN

Erfordert die Durchführung der Maßnahmen, für die eine Fi-
nanzhilfe gewährt wird, die Vergabe eines Auftrags, so fordert
der Empfänger der Finanzhilfe mindestens drei Angebote von
unterschiedlichen Bietern an und erteilt unter Beachtung der
Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung dem
Bieter mit dem wirtschaftlich günstigsten Angebot — d. h.
dem Angebot mit dem besten Verhältnis zwischen Qualität
und Preis — den Zuschlag. Dabei ist darauf zu achten, Interes-
senkonflikte zu vermeiden.

10. ANTRAGSVERFAHREN

10.1. Veröffentlichung

Die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und auf
der Website der Generaldirektion Bildung und Kultur
unter folgender Adresse bereitgestellt:

http://europa.eu.int/comm/education/programmes/calls/
callg_en.html

Außerdem kann sie per Post unter folgender Anschrift
angefordert werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Bildung und Kultur
Referat B4
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen GD EAC
45/03, „Sprachenlernen und Sprachenvielfalt“
z. H. Caroline Haubrechts
B-1049 Brüssel.

10.2. Antragsformulare

Die Zuschussanträge müssen auf dem dafür vorgesehe-
nen Formular eingereicht werden, das in allen elf Amts-
sprachen der Europäischen Union verfügbar ist. Bitte
beachten Sie, dass nur maschinengeschriebene Anträge
berücksichtigt werden.

Die Formulare (in den elf Amtssprachen der Europäi-
schen Union) können über das Internet unter folgender
Adresse abgerufen werden:

http://europa.eu.int/comm/education/programmes/calls/
callg_en.html

Per Post kann das Formular unter folgender Anschrift
angefordert werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Bildung und Kultur
Referat B4
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen GD EAC
45/03, „Sprachenlernen und Sprachenvielfalt“
z. H. Caroline Haubrechts
1049 Brüssel.

Pro Antrag wird nur ein Formular zugeschickt.

10.3. Einreichung des Zuschussantrags

Der Zuschussantrag muss in dreifacher Ausfertigung ein-
gereicht werden. Er muss alle Angaben enthalten, die zur
Prüfung der Übereinstimmung mit den oben genannten
Kriterien notwendig sind.

Weitere vom Antragsteller als sinnvoll erachtete Informa-
tionen können getrennt als Anlagen beigefügt werden.

Der Zuschussantrag muss ordnungsgemäß ausgefüllt und
unterzeichnet sein (Originalunterschriften soweit erfor-
derlich) und zusammen mit einem formalen Begleit-
schreiben der Antrag stellenden Organisation sowie den
Nachweisen für die fachliche und finanzielle Leistungs-
fähigkeit gemäß Ziffer 9.3 dieser Aufforderung einge-
reicht werden.

Die Anträge sind per Post (als gewöhnliche Briefsendung
oder per Einschreiben) bis spätestens 26. September
2003 einzusenden (es gilt das Datum des Poststempels).
Per Internet, Fax oder E-Mail eingereichte Anträge sind
nicht zulässig.

Die Bewertung und Auswahl der Vorschläge erfolgt bis
Oktober 2003.
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Die Umschläge sollten folgende Aufschrift tragen:

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen GD EAC
45/03, „Sprachenlernen und Sprachenvielfalt“
Europäische Kommission
Generaldirektion Bildung und Kultur
Referat B4
z. H. Caroline Haubrechts
1049 Brüssel.

11. VORLÄUFIGER ZEITPLAN

Schlusstermin für die Einreichung der Anträge: 26. September
2003

Auswahl der Projekte: Oktober 2003

Endgültige Auswahlentscheidung und schriftliche Benachrichti-
gung der Antragsteller: November 2003

Beginn der Projektaktivitäten: Dezember 2003

12. PRÜFUNG UND WEITERE BEARBEITUNG DER ANTRÄGE

Die Antragsteller erhalten innerhalb von zehn Arbeitstagen eine
Empfangsbestätigung.

Für einen Zuschuss kommen nur Anträge infrage, die die För-
derkriterien erfüllen. Bei nicht förderfähigen Anträgen werden
die Antragsteller über die Gründe der Ablehnung unterrichtet.

Antragsteller, deren Antrag abgelehnt wurde, werden schriftlich
benachrichtigt. Die Auswahlergebnisse werden so bald wie
möglich bekannt gegeben, damit die Projekte schnellstens an-
laufen können.

Die ausgewählten Vorschläge werden einer eingehenden finan-
ziellen Prüfung unterzogen. Während dieser Prüfung kann die
Kommission zusätzliche Informationen bei den für die vor-
geschlagenen Maßnahmen verantwortlichen Personen anfor-
dern.

Bei endgültiger Genehmigung durch die Kommission wird zwi-
schen der Kommission und dem Zuschussempfänger eine auf
Euro lautende Finanzhilfevereinbarung geschlossen, in der die
Bedingungen sowie die Zuschusshöhe festgelegt sind. Das Ori-
ginal dieser Vereinbarung ist unverzüglich zu unterzeichnen
und an die Kommission zurückzusenden.

13. ABSCHLUSSBERICHT UND SCHLUSSABRECHNUNG

Gemäß der Finanzhilfevereinbarung müssen Personen, die für
die von der Kommission genehmigten und finanzierten Vor-
schläge verantwortlich sind, zur Hälfte der Projektlaufzeit einen
Bericht über den Stand der Durchführung der Maßnahme (Fort-
schrittsbericht) und nach Abschluss des Projekts einen Ab-
schlussbericht vorlegen. Dem Fortschrittsbericht ist eine Zwi-
schenabrechnung der tatsächlich angefallenen förderfähigen
Kosten beizufügen. Diesen Berichten, die eine knappe, aber

vollständige Beschreibung der Ergebnisse der Projektaktivitäten
geben sollten, sind eventuelle Veröffentlichungen (Broschüren,
Lehrmaterial, Videokassetten, Multimedia-Material, Zeitungsaus-
schnitte usw.) beizufügen.

Die Kommission kann vom Zuschussempfänger eine Bankbürg-
schaft verlangen.

Aus der Schlussabrechnung, die dem Abschlussbericht als An-
hang beizufügen ist, müssen die tatsächlichen Ausgaben und
Einnahmen hervorgehen. Der Zuschussempfänger muss über
die kofinanzierte Aktion Buch führen und alle Originalbelege
für Kontrollzwecke für einen Zeitraum von fünf Jahren nach
Ablauf der Vereinbarung aufbewahren. Nach Genehmigung des
Abschlussberichts erhält der Zuschussempfänger den restlichen
Zuschussbetrag. Der Anweisungsbefugte kann für jede Zahlung
auf der Grundlage einer Risikoanalyse eine externe Rechnungs-
prüfung durch einen zugelassenen Rechnungsprüfer verlangen.

14. NACHTRÄGLICHE BEKANNTMACHUNG

14.1. Alle im Lauf eines Haushaltsjahres gewährten Finanzhil-
fen, mit Ausnahme der Stipendien für natürliche Per-
sonen, werden im ersten Halbjahr nach Abschluss des
Haushaltsjahres, zu dessen Lasten sie gewährt wurden,
auf der Internetseite der Gemeinschaftsorgane veröffent-
licht.

In den Fällen, in denen die Verwaltung den Einrichtun-
gen im Sinne von Artikel 54 der Haushaltsordnung über-
tragen wurde, wird zumindest auf die Internet-Adresse
verwiesen, bei der diese Informationen zu finden sind,
wenn sie nicht direkt auf der Internetseite der Gemein-
schaftsorgane veröffentlicht werden.

Sie können auch in anderer geeigneter Form, u. a. im
Amtsblatt der Europäischen Union, bekannt gemacht wer-
den.

14.2. Veröffentlicht werden mit Zustimmung des Empfängers:

a) der Name und die Anschrift der Empfänger der Fi-
nanzhilfe;

b) der Gegenstand der Finanzhilfe;

c) der gewährte Betrag und der Finanzierungssatz der
Kosten der Maßnahme bzw. des genehmigten Arbeits-
programms.

15. GELTENDE RECHTSVORSCHRIFTEN

— Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom
25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften

— Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission
vom 23. Dezember 2002 (Durchführungsbestimmungen
zur Verordnung des Rates)
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Zweite Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für das Jahr 2003

ARGO

(2003/C 180/08)

Es wird eine zweite Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen lanciert; als Antragsfrist ist der 30.
September 2003 festgelegt. Alle sonstigen Bestimmungen dieser Aufforderung decken sich mit denen der
ersten Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, die am 9. Mai 2003 im Amtsblatt C 111, S. 2,
veröffentlicht wurde.

STELLENAUSSCHREIBUNG DES GEMEINSAMEN UNTERNEHMENS GALILEO

(2003/C 180/09)

Das gemeinsame Unternehmen Galileo sucht gegenwärtig Kandidaten (m/w) für die Besetzung unterschied-
licher Stellen im Unternehmen (1).

(1) ABl. C 180 A vom 31.7.2003.
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EUROPÄISCHES AMT FÜR PERSONALAUSWAHL (EPSO)

Bekanntgabe des allgemeinen Auswahlverfahrens

(2003/C 180/10)

Das Europäische Amt für Personalauswahl (EPSO) führt das allgemeine Auswahlverfahren EPSO/A/11/03
— Verwaltungsreferendare/innen (A 8) im Sachgebiet Audit durch (1).
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(1) ABl. C 180 A vom 31.7.2003.
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